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II 

(Mitteilungen) 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss 

(Sache COMP/M.6712 — Carlyle/Getty Images) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 307/01) 

Am 5. Oktober 2012 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten 
Zusammenschluss zu erheben und ihn für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären. Der 
vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfügbar und wird in einer um etwaige 
Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites veröffentlicht: 

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/ 
cases/). Auf dieser Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie 
Unternehmensname, Nummer der Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen 
werden, 

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/en/index.htm). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32012M6712 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum 
Gemeinschaftsrecht.
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IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Euro-Wechselkurs ( 1 ) 

10. Oktober 2012 

(2012/C 307/02) 

1 Euro = 

Währung Kurs 

USD US-Dollar 1,2889 

JPY Japanischer Yen 100,94 

DKK Dänische Krone 7,4582 

GBP Pfund Sterling 0,80495 

SEK Schwedische Krone 8,6068 

CHF Schweizer Franken 1,2110 

ISK Isländische Krone 

NOK Norwegische Krone 7,3985 

BGN Bulgarischer Lew 1,9558 

CZK Tschechische Krone 24,950 

HUF Ungarischer Forint 282,15 

LTL Litauischer Litas 3,4528 

LVL Lettischer Lat 0,6961 

PLN Polnischer Zloty 4,0825 

RON Rumänischer Leu 4,5710 

TRY Türkische Lira 2,3375 

Währung Kurs 

AUD Australischer Dollar 1,2574 

CAD Kanadischer Dollar 1,2594 

HKD Hongkong-Dollar 9,9922 

NZD Neuseeländischer Dollar 1,5732 

SGD Singapur-Dollar 1,5833 

KRW Südkoreanischer Won 1 436,57 

ZAR Südafrikanischer Rand 11,1516 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 8,1210 

HRK Kroatische Kuna 7,4920 

IDR Indonesische Rupiah 12 385,19 

MYR Malaysischer Ringgit 3,9623 

PHP Philippinischer Peso 53,470 

RUB Russischer Rubel 40,0900 

THB Thailändischer Baht 39,582 

BRL Brasilianischer Real 2,6199 

MXN Mexikanischer Peso 16,5624 

INR Indische Rupie 68,3150
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( 1 ) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.



DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTSRAUM BETREFFENDE INFORMATIONEN 

EFTA-ÜBERWACHUNGSBEHÖRDE 

Bekanntmachung der EFTA-Überwachungsbehörde — Ergänzende Leitlinien für vertikale 
Beschränkungen in Vereinbarungen über den Verkauf und die Instandsetzung von 

Kraftfahrzeugen und den Vertrieb von Kraftfahrzeugersatzteilen 

(2012/C 307/03) 

A. Diese Bekanntmachung stützt sich auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR- 
Abkommen) und das Abkommen zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwachungs
behörde und eines Gerichtshofs (Überwachungs- und Gerichtshofübereinkommen). 

B. Die Europäische Kommission hat die Bekanntmachung „Ergänzende Leitlinien für vertikale Beschränkun
gen in Vereinbarungen über den Verkauf und die Instandsetzung von Kraftfahrzeugen und den Vertrieb 
von Kraftfahrzeugersatzteilen“ veröffentlicht ( 1 ). In diesem rechtlich nicht bindenden Akt werden die 
Grundsätze dargelegt, auf die sich die Europäische Kommission bei der Beurteilung vertikaler Beschrän
kungen in Vereinbarungen über den Verkauf und die Instandsetzung von Kraftfahrzeugen und den 
Vertrieb von Ersatzteilen gemäß Artikel 101 AEUV stützt. 

C. Nach Auffassung der EFTA-Überwachungsbehörde ist die vorerwähnte Bekanntmachung EWR-relevant. 
In dem Bestreben, im gesamten Europäischen Wirtschaftsraum gleiche Wettbewerbsbedingungen auf
rechtzuerhalten und eine einheitliche Anwendung der EWR-Wettbewerbsregeln zu gewährleisten, nimmt 
die EFTA-Überwachungsbehörde in Ausübung ihrer Befugnis nach Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b des 
Überwachungs- und Gerichtshofübereinkommens vorliegende Bekanntmachung an. Bei der Anwendung 
der einschlägigen EWR-Vorschriften auf Einzelfälle wird die Überwachungsbehörde sich nach den in 
dieser Bekanntmachung niedergelegten Grundsätzen und Regeln richten. 

I. EINLEITUNG 

1. Zweck der Leitlinien 

1. Diese Leitlinien zeigen die Grundsätze auf, die für die Beurteilung spezifischer Fragen im Zusammen
hang mit vertikalen Beschränkungen in Vereinbarungen über den Verkauf und die Instandsetzung von 
Kraftfahrzeugen und den Vertrieb von Ersatzteilen nach Artikel 53 des Abkommens über den Euro
päischen Wirtschaftsraum (nachstehend „Artikel 53“ genannt) maßgeblich sind. Es handelt sich um 
begleitende Ausführungen zu dem in Nummer 4 Buchstabe b des Anhangs XIV des EWR-Abkommens 
genannten Rechtsakt (Verordnung (EU) Nr. 461/2010 der Kommission vom 27. Mai 2010) ( 2 ) über die 
Anwendung von Artikel 53 Absatz 3 des EWR-Aufkommens auf Gruppen von vertikalen Vereinbarun
gen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen im Kraftfahrzeugsektor (nachstehend „Kfz-Grup
penfreistellung“ genannt); sie sollen den Unternehmen Orientierungshilfen für die Selbstprüfung solcher 
Vereinbarungen geben. 

2. Diese Leitlinien verschaffen Klarheit bei Fragen, die für den Kraftfahrzeugsektor von besonderer Bedeu
tung sind; dazu gehört die Auslegung einschlägiger Bestimmungen des in Nummer 2 des Anhangs XIV 
des EWR-Abkommens genannten Rechtsakts (Verordnung (EU) Nr. 330/2010 der Kommission vom 
20. April 2010 ( 3 )) über die Anwendung von Artikel 53 Absatz 3 des EWR-Abkommens auf Gruppen 
von vertikalen Vereinbarungen und abgestimmten Verhaltensweisen ( 4 ) (nachstehend „Allgemeine Ver
tikal-Gruppenfreistellung“ genannt). Sie berühren nicht die Anwendbarkeit der Leitlinien für vertikale
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( 1 ) ABl. C 138 vom 28.5.2010, S. 16. 
( 2 ) ABl. L 129 vom 28.5.2010, S. 52, durch Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 91/2010 in Anhang XIV 

Nummer 4 Buchstabe b aufgenommen (ABl. L 277 vom 21.10.2010, S. 44, und EWR-Beilage Nr. 59 vom 
21.10.2010, S. 13). 

( 3 ) ABl. L 102 vom 23.4.2010, S. 1, durch Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 77/2010 in Anhang XIV 
Nummer 2 aufgenommen (ABl. L 244 vom 16.9.2010, S. 35, und EWR-Beilage Nr. 49 vom 16.9.2010, S. 34). 

( 4 ) Vgl. Fußnote 3.



Beschränkungen ( 5 ) (nachstehend „Allgemeine Vertikal-Leitlinien“ genannt) und müssen daher in Ver
bindung mit und ergänzend zu den Allgemeinen Vertikal-Leitlinien gelesen werden. 

3. Die vorliegenden Leitlinien gelten sowohl für vertikale Vereinbarungen und abgestimmte Verhaltens
weisen, die die Bedingungen betreffen, unter denen die beteiligten Unternehmen Kraftfahrzeugersatzteile 
beziehen, verkaufen oder weiterverkaufen oder Instandsetzungs- und Wartungsdienstleistungen für 
Kraftfahrzeuge erbringen dürfen, als auch für vertikale Vereinbarungen und abgestimmte Verhaltens
weisen, die die Bedingungen betreffen, unter denen die beteiligten Unternehmen neue Kraftfahrzeuge 
beziehen, verkaufen oder weiterverkaufen dürfen. Wie in Abschnitt II dargelegt, gelten für die letzt
genannte Gruppe von Vereinbarungen und abgestimmten Verhaltensweisen bis zum 31. Mai 2013 
weiterhin die einschlägigen Bestimmungen des in Nummer 4 Buchstabe b des Anhangs XIV des EWR- 
Abkommens genannten Rechtsakts (Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 der Kommission vom 31. Juli 
2002 ( 6 ) über die Anwendung von Artikel 53 Absatz 3 des EWR-Aufkommens auf Gruppen von 
vertikalen Vereinbarungen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen im Kraftfahrzeugsektor). 
Für vertikale Vereinbarungen und abgestimmte Verhaltensweisen betreffend den Bezug, den Verkauf 
oder den Weiterverkauf neuer Kraftfahrzeuge gelten diese Leitlinien daher erst ab dem 1. Juni 2013. 
Diese Leitlinien gelten nicht für vertikale Vereinbarungen außerhalb des Kraftfahrzeugsektors und dem
entsprechend können die darin dargelegten Grundsätze nicht zwangsläufig für die Beurteilung von 
Vereinbarungen in anderen Sektoren herangezogen werden. 

4. Diese Leitlinien gelten unbeschadet der möglichen gleichzeitigen Anwendung von Artikel 54 des EWR- 
Abkommens auf vertikale Vereinbarungen im Kraftfahrzeugsektor und berühren nicht die Auslegungen 
des EFTA-Gerichtshofs zur Anwendung von Artikel 53 des EWR-Abkommens auf vertikale Verein
barungen oder des Gerichtshofs der Europäischen Union zur Anwendung von Artikel 53 des EWR- 
Abkommens und Artikel 101 AEUV auf derartige vertikale Vereinbarungen. 

5. Sofern nicht anders angegeben, beziehen sich die Analysen und Aussagen in diesen Leitlinien auf alle 
Handelsstufen. Die Begriffe „Anbieter“ und „Händler“ ( 7 ) werden für alle Handelsstufen verwendet. Die 
Allgemeine Vertikal-Gruppenfreistellung und die Kfz-Gruppenfreistellung werden im Folgenden zusam
men die „Gruppenfreistellungen“ genannt. 

6. Bei der Anwendung der in diesen Leitlinien dargelegten Grundsätze ist auf die faktischen und recht
lichen Umstände des Einzelfalls abzustellen. Die EFTA-Überwachungsbehörde wird die Leitlinien an
gemessen und flexibel anwenden ( 8 ) und die Erfahrungen berücksichtigen, die sie bei ihren Durchset
zungs- und Marktbeobachtungsmaßnahmen sammelt. 

7. Die bisherigen Erfahrungen bei der Durchsetzung der Wettbewerbsvorschriften im Kraftfahrzeugsektor 
zeigen, dass bestimmte Beschränkungen im Wege direkter vertraglicher Verpflichtungen oder durch 
indirekte Verpflichtungen oder indirekte Maßnahmen, die dieselbe Beeinträchtigung des Wettbewerbs 
bewirken, erzielt werden können. So kann ein Anbieter, der das Wettbewerbsverhalten eines Händlers 
beeinflussen möchte, beispielsweise auf Drohungen, Einschüchterungen, Warnungen oder Strafen zu
rückgreifen. Er kann auch Lieferungen verzögern bzw. aussetzen oder drohen, Verträge mit Händlern zu 
kündigen, die an ausländische Verbraucher verkaufen oder ein bestimmtes Preisniveau nicht einhalten. 
Sind die Vertragsbeziehungen transparent, so dürften die Hersteller in der Regel weniger Gefahr laufen, 
wegen Ausübung mittelbaren Drucks zur Erlangung wettbewerbswidriger Ergebnisse zur Rechenschaft 
gezogen zu werden. Die Transparenz von Geschäftsbeziehungen kann beispielsweise durch die Ein
haltung eines Verhaltenskodexes erhöht werden. In solchen Kodexen können unter anderem von den 
Vertragslaufzeiten abhängige Kündigungsfristen sowie Entschädigungszahlungen für ausstehende ver
tragsspezifische Investitionen des Kfz-Händlers bei vorzeitiger Vertragskündigung ohne rechtfertigenden 
Grund und Schlichtungsverfahren als alternativer Streitbeilegungsmechanismus vereinbart werden. 
Wenn ein Anbieter einen solchen Verhaltenskodex in seinen Vereinbarungen mit Händlern und Werk
stätten vorsieht, diesen Verhaltenskodex öffentlich zugänglich macht und dessen Bestimmungen einhält, 
wird dies bei der Beurteilung des Verhaltens des Anbieters im Einzelfall als relevanter Faktor betrachtet.
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( 5 ) (noch nicht veröffentlicht). 
( 6 ) ABl. L 203 vom 1.8.2002, S. 30. 
( 7 ) Händler auf der Einzelhandelsstufe werden im Kraftfahrzeugsektor gemeinhin als „Kfz-Händler“ bezeichnet. 
( 8 ) Seit der Modernisierung der EWR-Wettbewerbsvorschriften liegt die Verantwortung für solche Analysen in erster Linie 

bei den an den Vereinbarungen beteiligten Unternehmen. Die EFTA-Überwachungsbehörde kann aber von sich aus 
oder auf eine Beschwerde hin untersuchen, ob die Vereinbarungen mit Artikel 53 des EWR-Abkommens vereinbar 
sind.



2. Gliederung der Leitlinien 

8. Diese Leitlinien sind folgendermaßen gegliedert: 

a) Geltungsbereich der Kfz-Gruppenfreistellung und Beziehung zur Allgemeinen Vertikal-Gruppenfrei
stellung (Abschnitt II); 

b) Anwendung der zusätzlichen Bestimmungen der Kfz-Gruppenfreistellung (Abschnitt III); 

c) Beurteilung spezifischer Beschränkungen: Markenzwang und selektiver Vertrieb (Abschnitt IV). 

II. GELTUNGSBEREICH DER KFZ-GRUPPENFREISTELLUNG UND BEZIEHUNG ZUR ALLGEMEINEN 
VERTIKAL-GRUPPENFREISTELLUNG 

9. Die Kfz-Gruppenfreistellung gilt gemäß ihrem Artikel 4 für vertikale Vereinbarungen, die den Bezug, 
Verkauf oder Weiterverkauf von Kraftfahrzeugersatzteilen und die Erbringung von Instandsetzungs- und 
Wartungsdienstleistungen für Kraftfahrzeuge betreffen. 

10. Mit Artikel 2 der Kfz-Gruppenfreistellung wird die Geltungsdauer der in Nummer 4 Buchstabe b des 
Anhangs XIV des EWR-Abkommens genannten Rechtsakts (Verordnung (EG) Nr. 1400/2002) enthal
tenen Bestimmungen betreffend vertikale Vereinbarungen über den Bezug, Verkauf oder Weiterverkauf 
neuer Kraftfahrzeuge bis zum 31. Mai 2013 verlängert. Gemäß Artikel 3 der Kfz-Gruppenfreistellung 
fallen vertikale Vereinbarungen über den Bezug, Verkauf und Weiterverkauf neuer Kraftfahrzeuge ab 
dem 1. Juni 2013 unter die Allgemeine Vertikal-Gruppenfreistellung ( 9 ). 

11. Die Unterscheidung in diesen neuen Rechtsvorschriften zwischen den Märkten für den Verkauf neuer 
Kraftfahrzeuge und den Kfz-Anschlussmärkten spiegelt die unterschiedlichen Wettbewerbsbedingungen 
auf diesen Märkten wider. 

12. Eine eingehende Marktanalyse, die aus dem Bericht zur Bewertung des in Nummer 4 Buchstabe b des 
Anhangs XIV des EWR-Abkommens genannten Rechtsakts (Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 der 
Kommission vom 28. Mai 2008 ( 10 )) und der Mitteilung der Kommission „Der künftige wettbewerbs
rechtliche Rahmen für den Kfz-Sektor“ vom 22. Juli 2009 ( 11 ) hervorgeht, zeigt, dass im Bereich des 
Vertriebs neuer Kraftfahrzeuge keine erheblichen Beeinträchtigungen des Wettbewerbs bestehen, die 
diesen Bereich von anderen Wirtschaftszweigen unterscheiden und die Anwendung anderer Regeln 
erforderlich machen würden, die strenger sind als die der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellung. 
Somit stellen die Anwendung einer Marktanteilsschwelle von 30 % ( 12 ), die Nichtfreistellung bestimmter 
vertikaler Beschränkungen und die in der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellungsverordnung fest
gelegten Voraussetzungen in der Regel sicher, dass vertikale Vereinbarungen über den Vertrieb neuer 
Kraftfahrzeuge die Voraussetzungen von Artikel 53 Absatz 3 des EWR-Abkommens erfüllen, so dass 
keine zusätzlichen Voraussetzungen erforderlich sind, die über die in anderen Sektoren geltenden 
Anforderungen hinausgehen. 

13. Um allen Marktteilnehmern genügend Zeit für die Anpassung an die allgemeine Regelung zu geben und 
insbesondere langfristigen vertragsspezifischen Investitionen Rechnung zu tragen, wird die Anwen
dungsdauer des in Nummer 4 Buchstabe b des Anhangs XIV des EWR-Abkommens genannten Rechts
akts (Verordnung (EG) Nr. 1400/2002) im Hinblick auf die Voraussetzungen, die sich auf vertikale
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( 9 ) Die Tatsache, dass der in Nummer 4 Buchstabe b des Anhangs XIV des EWR-Abkommens genannte Rechtsakt 
(Verordnung (EG) Nr. 1400/2002) außer Kraft tritt und durch die in diesen Leitlinien erläuterten neuen Rechts
vorschriften ersetzt wird, bedeutet noch nicht, dass bestehende Verträge beendet werden müssen. Siehe beispielsweise 
das Urteil des Gerichtshofs vom 7. September 2006 in der Rechtssache C-125/05, Vulcan Silkeborg A/S gegen 
Skandinavisk Motor Co. A/S, Slg. 2006, S. I-7637. 

( 10 ) SEK(2008) 1946. 
( 11 ) KOM(2009) 388. 
( 12 ) Gemäß Artikel 7 der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellung wird der Marktanteil in diesem Zusammenhang in der 

Regel anhand des Absatzwertes berechnet bzw., wenn keine entsprechenden Angaben vorliegen, anhand anderer 
verlässlicher Marktdaten einschließlich der Absatzmengen. In diesem Zusammenhang nimmt die EFTA-Über
wachungsbehörde zur Kenntnis, dass die Industrie derzeit die Marktanteile beim Vertrieb neuer Kraftfahrzeuge anhand 
der Menge von Kraftfahrzeugen berechnet, die der Anbieter auf dem relevanten Markt verkauft, zu dem alle Fahrzeuge 
gehören, die vom Kunden aufgrund ihrer Produkteigenschaften, ihrer Preise und ihres Verwendungszwecks als 
austauschbar oder substituierbar angesehen werden.



Vereinbarungen über den Bezug, Verkauf oder Weiterverkauf neuer Kraftfahrzeuge beziehen, um drei 
Jahre bis zum 31. Mai 2013 verlängert. Vom 1. Juni 2010 bis zum 31. Mai 2013 werden die 
Bestimmungen des in Nummer 4 Buchstabe b des Anhangs XIV des EWR-Abkommens genannten 
Rechtsakts (Verordnung (EG) Nr. 1400/2002), die sich sowohl auf Vereinbarungen über den Vertrieb 
neuer Kraftfahrzeuge als auch auf Vereinbarungen über den Bezug, Verkauf und Weiterverkauf von 
Kraftfahrzeugersatzteilen und/oder die Erbringung von Instandsetzungs- und Wartungsdienstleistungen 
beziehen, nur für erstere gelten. Während dieses Zeitraums sind die vorliegenden Leitlinien nicht für die 
Auslegung der Bestimmungen des in Nummer 4 Buchstabe b des Anhangs XIV des EWR-Abkommens 
genanntes Rechtsakts (Verordnung (EG) Nr. 1400/2002) anwendbar. Stattdessen ist auf den Leitfa
den ( 13 ) zu der genannten Verordnung Bezug zu nehmen. 

14. Für vertikale Vereinbarungen, die die Bedingungen betreffen, unter denen die beteiligten Unternehmen 
Kraftfahrzeugersatzteile beziehen, verkaufen oder weiterverkaufen und/oder Instandsetzungs- und War
tungsdienstleistungen für Kraftfahrzeuge erbringen dürfen, gilt die Kfz-Gruppenfreistellung ab dem 
1. Juni 2010. Dies bedeutet, dass diese Vereinbarungen nur dann nach Artikel 4 der Kfz-Gruppenfrei
stellung freigestellt sind, wenn sie die Voraussetzungen für eine Freistellung nach der Allgemeinen 
Vertikal-Gruppenfreistellung erfüllen und darüber hinaus keine der in Artikel 5 der Kfz-Gruppenfrei
stellung genannten schwerwiegenden Wettbewerbsbeschränkungen, sogenannte Kernbeschränkungen, 
enthalten. 

15. Da die Märkte für Instandsetzungs- und Wartungsdienstleistungen und für den Vertrieb von Ersatzteilen 
in der Regel markenspezifisch sind, ist der Wettbewerb auf diesen Märkten weniger intensiv als auf dem 
Markt für den Verkauf neuer Kraftfahrzeuge. Aufgrund technologischer Fortschritte war es zwar mög
lich, die Zuverlässigkeit zu verbessern und die Wartungsintervalle zu verlängern, aber diese Entwicklung 
wird durch den Aufwärtstrend der Preise für einzelne Instandsetzungs- und Wartungsarbeiten überholt. 
Auf den Ersatzteilmärkten stehen Teile, die das Markenzeichen des Kraftfahrzeugherstellers tragen, mit 
den Teilen der Originalteileanbieter (OES) und anderer Anbieter im Wettbewerb. So wird auf diesen 
Märkten und damit auch auf den Instandsetzungs- und Wartungsmärkten Preisdruck aufrechterhalten, 
da Ersatzteile einen großen Teil der durchschnittlichen Instandsetzungskosten ausmachen. Auf Instand
setzungs- und Wartungsdienstleistungen insgesamt entfällt außerdem ein sehr großer Teil der gesamten 
Verbraucherausgaben für Kraftfahrzeuge, die ihrerseits einen erheblichen Posten im Budget eines durch
schnittlichen Verbrauchers darstellen. 

16. Mit Blick auf besondere Wettbewerbsprobleme auf den Kfz-Anschlussmärkten wird die Allgemeine 
Vertikal-Gruppenfreistellung in der Kfz-Gruppenfreistellung um drei zusätzliche Kernbeschränkungen 
für Vereinbarungen über die Instandsetzung und Wartung von Kraftfahrzeugen und Vereinbarungen 
über die Lieferung von Ersatzteilen ergänzt. Weitere Erläuterungen zu diesen zusätzlichen Kernbeschrän
kungen enthält Abschnitt III dieser Leitlinien. 

III. ANWENDUNG DER ZUSÄTZLICHEN BESTIMMUNGEN IN DER KFZ-GRUPPENFREISTELLUNG 

17. Vereinbarungen, die Kernbeschränkungen enthalten, fallen nicht unter die Gruppenfreistellung. Diese 
Beschränkungen sind in Artikel 4 der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellung und Artikel 5 der Kfz- 
Gruppenfreistellung aufgeführt. Wenn eine Vereinbarung eine solche Beschränkung enthält, wird ver
mutet, dass sie unter Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens fällt. Da in diesem Fall auch vermutet 
wird, dass die Vereinbarung die Voraussetzungen von Artikel 53 Absatz 3 des EWR-Abkommens 
wahrscheinlich nicht erfüllt, findet die Gruppenfreistellung keine Anwendung. Diese Vermutung kann 
jedoch widerlegt werden, so dass die Unternehmen im Einzelfall die Einrede der Effizienz nach Ar
tikel 53 Absatz 3 des EWR-Abkommens erheben können. 

18. Die Wettbewerbspolitik der EFTA-Überwachungsbehörde im Kraftfahrzeugsektor zielt unter anderem 
darauf ab, den Zugang von Ersatzteilherstellern zu den Kfz-Anschlussmärkten zu schützen und auf 
diese Weise sicherzustellen, dass konkurrierende Ersatzteilmarken sowohl unabhängigen und zugelas
senen Werkstätten als auch Teilegroßhändlern zur Verfügung stehen. Die Verfügbarkeit solcher Teile 
bringt für die Verbraucher große Vorteile, da häufig erhebliche Preisunterschiede zwischen Teilen, die 
von Kraftfahrzeugherstellern verkauft oder weiterverkauft werden und anderweitigen Teilen mit anderen
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( 13 ) Leitfaden zur Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 der Kommission vom 31. Juli 2002 — Kraftfahrzeugvertrieb und 
-Kundendienst in der Europäischen Union.



Markenzeichen bestehen. Anderweitige Teile für mit dem Markenzeichen der Kraftfahrzeughersteller 
versehene Originalteile (OEM-Teile) sind unter anderem von Originalteileanbietern hergestellte und 
vertriebene Originalteile (OES-Teile) sowie von Teileherstellern produzierte Teile, die den Originalteilen 
qualitativ gleichwertig sind. 

19. „Originalteil oder -ausrüstung“ ist ein Teil oder eine Ausrüstung, das/die nach den Spezifikationen und 
Produktionsnormen gefertigt wird, die der Kraftfahrzeughersteller für die Fertigung von Teilen oder 
Ausrüstungen für den Bau des betreffenden Kraftfahrzeugs vorschreibt. Hierzu gehören Teile oder 
Ausrüstungen, die auf derselben Fertigungsstraße gefertigt wurden wie die Teile oder Ausrüstungen 
für den Bau des Kraftfahrzeugs. Bis zum Nachweis des Gegenteils ist davon auszugehen, dass Teile 
Originalteile sind, wenn der Hersteller bescheinigt, dass die Teile die gleiche Qualität aufweisen wie die 
für den Bau des betreffenden Fahrzeugs verwendeten Bauteile und nach den Spezifikationen und Pro
duktionsnormen des Kraftfahrzeugherstellers gefertigt wurden (siehe Artikel 3 Nummer 26 der Richt
linie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. September 2007 zur Schaffung 
eines Rahmens für die Genehmigung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von 
Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten für diese Fahrzeuge (Rahmenricht
linie) ( 14 )). 

20. Damit Teile als qualitativ gleichwertig angesehen werden können, müssen sie so hochwertig sein, dass 
ihre Verwendung das Ansehen des betreffenden Netzes zugelassener Werkstätten nicht gefährdet. Wie 
im Falle aller übrigen Auswahlkriterien kann der Kraftfahrzeughersteller den Nachweis erbringen, dass 
ein bestimmtes Ersatzteil diese Voraussetzung nicht erfüllt. 

21. Nach Artikel 4 Buchstabe e der Allgemeinen Vertikal- Gruppenfreistellung liegt eine Kernbeschränkung 
vor, wenn eine Vereinbarung zwischen einem Anbieter von Teilen und einem Abnehmer, der diese Teile 
weiterverwendet, den Anbieter daran hindert oder seine Möglichkeit beschränkt, die Teile an Endver
braucher, unabhängige Werkstätten und andere Dienstleister zu verkaufen, die der Abnehmer nicht mit 
der Reparatur oder Wartung seiner Waren betraut hat. Artikel 5 Buchstaben a, b und c der Kfz- 
Gruppenfreistellung enthält drei zusätzliche Kernbeschränkungen betreffend Vereinbarungen über die 
Lieferung von Ersatzteilen. 

22. Artikel 5 Buchstabe a der Kfz-Gruppenfreistellung bezieht sich auf die Beschränkung des Verkaufs von 
Kraftfahrzeugersatzteilen durch Mitglieder eines selektiven Vertriebssystems an unabhängige Werkstät
ten. Diese Bestimmung ist für Originalteile, die nur über den Kraftfahrzeughersteller oder Mitglieder 
seiner zugelassenen Netze zu beziehen sind, besonders relevant. Würden ein Anbieter und ein Händler 
vereinbaren, dass solche Teile nicht an unabhängige Werkstätten geliefert werden dürfen, so würde diese 
Vereinbarung wahrscheinlich zum Ausschluss dieser Werkstätten vom Markt für Instandsetzungs- und 
Wartungsdienstleistungen führen und unter das Verbot von Artikel 53 des EWR-Abkommens fallen. 

23. Artikel 5 Buchstabe b der Kfz-Gruppenfreistellung betrifft die zwischen einem Anbieter von Ersatzteilen, 
Instandsetzungsgeräten, Diagnose- oder Ausrüstungsgegenständen und einem Kraftfahrzeughersteller 
vereinbarte unmittelbare oder mittelbare Beschränkung der Möglichkeiten des Anbieters, diese Waren 
an zugelassene oder unabhängige Händler bzw. Werkstätten zu verkaufen. Ein Beispiel für mögliche 
mittelbare Beschränkungen dieser Art sind die sogenannten „Veredelungsvereinbarungen“ zwischen 
Teileanbietern und Kfz-Herstellern. In diesem Zusammenhang sei auf die Bekanntmachung der EFTA- 
Überwachungsbehörde über die Beurteilung von Zulieferverträgen nach Artikel 53 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens ( 15 ) hingewiesen. In der Regel gilt Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens nicht für 
eine Vereinbarung, nach der ein Kraftfahrzeughersteller einem Teilehersteller ein für die Herstellung 
bestimmter Teile erforderliches Werkzeug zur Verfügung stellt, sich an den Produktentwicklungskosten 
beteiligt oder erforderliche ( 16 ) Rechte des geistigen Eigentums bzw. erforderliches Know-how beisteuert 
und nach der es nicht erlaubt ist, dass dieser Beitrag für die Herstellung von Teilen verwendet wird, die 
direkt auf dem Anschlussmarkt verkauft werden sollen. Wenn aber ein Kraftfahrzeughersteller einen
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( 14 ) ABl. L 263 vom 9.10.2007, S. 1. (Noch nicht in das EWR-Abkommen aufgenommen). 
( 15 ) ABl. L 153 vom 18.6.1994, S. 30, und EWR-Beilage zum ABl. Nr. 15 vom 18.6.1994, S. 29. 
( 16 ) Stellt der Kraftfahrzeughersteller einem Teileanbieter ein Werkzeug, Rechte des geistigen Eigentums und/oder Know- 

how zur Verfügung, so fällt die entsprechende Vereinbarung nicht unter die Bekanntmachung über die Beurteilung 
von Zulieferverträgen, wenn der Teileanbieter bereits über dieses Werkzeug, diese Rechte des geistigen Eigentums 
oder dieses Know-how verfügt oder wenn er sich es bzw. sie unter angemessenen Bedingungen verschaffen kann, 
denn der Beitrag ist in diesem Fall nicht erforderlich.



Teileanbieter verpflichtet, das Eigentum an einem solchen Werkzeug, den Rechten des geistigen Eigen
tums oder dem Know-how zu übertragen, oder lediglich einen geringen Teil der Produktentwicklungs
kosten übernimmt oder keine erforderlichen Werkzeuge und Rechte des geistigen Eigentums bzw. kein 
erforderliches Know-how bereitstellt, gilt die betreffende Vereinbarung nicht als Zuliefervertrag. Daher 
fällt sie möglicherweise unter Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens und kann auf der Grundlage 
der Gruppenfreistellungen geprüft werden. 

24. Artikel 5 Buchstabe c der Kfz-Gruppenfreistellung bezieht sich auf die zwischen einem Kraftfahrzeug
hersteller, der Bauteile für die Erstmontage von Kraftfahrzeugen verwendet, und dem Anbieter dieser 
Bauteile vereinbarte Beschränkung der Möglichkeiten des Anbieters, sein Waren- oder Firmenzeichen 
auf diesen Bauteilen oder Ersatzteilen effektiv und gut sichtbar anzubringen. Im Interesse einer größeren 
Auswahl für die Verbraucher sollten Werkstätten und Verbraucher feststellen können, welche Ersatzteile 
anderer Anbieter für ein bestimmtes Kraftfahrzeug geeignet sind und anstelle der Marke des Kraftfahr
zeugherstellers verwendet werden können. Kann das Waren- oder Firmenzeichen auf den Bauteilen und 
Ersatzteilen angebracht werden, so lässt sich leichter feststellen, welche Ersatzteile kompatibel sind und 
von Originalteileanbietern (OES) bezogen werden können. Wird dies verwehrt, so können die Kraft
fahrzeughersteller die Vermarktung von OES-Teilen und die Auswahlmöglichkeiten der Verbraucher in 
einer Weise beschränken, die mit Artikel 53 des EWR-Abkommens nicht vereinbar ist. 

IV. BEURTEILUNG BESONDERER BESCHRÄNKUNGEN 

25. Unternehmen, die vertikale Vereinbarungen im Kraftfahrzeugsektor schließen, sollten diese Leitlinien 
ergänzend zu und in Verbindung mit den Allgemeinen Vertikal-Leitlinien heranziehen, um die Ver
einbarkeit besonderer Beschränkungen mit Artikel 53 des EWR-Abkommens zu beurteilen. Dieser 
Abschnitt enthält Erläuterungen zu den Bereichen Markenzwang und selektiver Vertrieb, die für die 
Beurteilung der in Abschnitt II dieser Leitlinien genannten Gruppe von Vereinbarungen besonders 
relevant sein können. 

1. Markenzwang 

i) Beurteilung von Vereinbarungen mit Markenzwang, die unter die Gruppenfreistellungen fallen 

26. Nach Artikel 3 der Kfz-Gruppenfreistellung in Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a der 
Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellung können ein Kraftfahrzeuganbieter und ein Händler, die nicht 
mehr als 30 % an dem relevanten Markt halten, eine Vereinbarung mit Markenzwang treffen, nach der 
der Händler verpflichtet ist, Kraftfahrzeuge nur von diesem Anbieter oder anderen von diesem Anbieter 
angegebenen Unternehmen zu beziehen, sofern diese Wettbewerbsverbote nicht länger als fünf Jahre 
gelten. Dieselben Grundsätze gelten für Vereinbarungen zwischen Anbietern und ihren zugelassenen 
Werkstätten und/oder Ersatzteilehändlern. Eine Verlängerung über diese fünf Jahre hinaus bedarf der 
ausdrücklichen Zustimmung beider Seiten, und nichts sollte den Händler daran hindern, das Wett
bewerbsverbot nach Ablauf der fünf Jahre tatsächlich auslaufen zu lassen. Wettbewerbsverbote für einen 
unbestimmten Zeitraum oder für mehr als fünf Jahre fallen nicht unter die Gruppenfreistellungen, auch 
wenn die Gruppenfreistellungen in diesem Fall weiterhin für die übrigen Bestimmungen der vertikalen 
Vereinbarung gelten. Dasselbe gilt für Wettbewerbsverbote, die über einen Zeitraum von fünf Jahren 
hinaus stillschweigend verlängert werden können. Behinderungen, Kündigungsdrohungen oder die An
drohung, dass der Markenzwang wiedereingeführt wird, bevor entweder der Händler oder der neue 
Anbieter genügend Zeit hatte, um seine unwiederbringlichen Investitionen zu amortisieren, würden 
einer stillschweigenden Verlängerung des betreffenden Markenzwangs gleichkommen. 

27. Gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellung sind unmittelbare 
oder mittelbare Verpflichtungen, die die Mitglieder eines selektiven Vertriebssystems veranlassen, Mar
ken bestimmter konkurrierender Anbieter nicht zu verkaufen, nicht freigestellt. Besonderes Augenmerk 
sollte darauf gelegt werden, wie der Markenzwang auf im Markt tätige Mehrmarkenhändler ausgeübt 
wird, um sicherzustellen, dass der betreffende Markenzwang nicht Teil einer Gesamtstrategie zur Aus
schaltung des Wettbewerbs ist, der von einem oder mehreren Anbietern und insbesondere von neuen 
Anbietern oder schwächeren Konkurrenten ausgeübt wird. Entsprechendes ist insbesondere zu befürch
ten, wenn die unter Randnummer 34 dieser Leitlinien angegebenen Marktanteilsschwellen überschritten 
werden und der Anbieter, der eine solche Beschränkung anwendet, aufgrund seiner Stellung auf dem 
relevanten Markt in der Lage ist, wesentlich zum allgemeinen Abschottungseffekt beizutragen ( 17 ).
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( 17 ) Siehe Bekanntmachung der EFTA-Überwachungsbehörde über Vereinbarungen von geringer Bedeutung, die den 
Wettbewerb gemäß Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens nicht spürbar beeinträchtigen (de minimis), ABl. 
C 67 vom 20.3.2003, S. 20 und EWR-Beilage zum ABl. Nr. 15 vom 20.3.2003, S. 11.



28. Wettbewerbsverbote in vertikalen Vereinbarungen stellen keine Kernbeschränkungen dar, können aber, 
je nach Marktbedingungen, dennoch negative Auswirkungen haben, aufgrund deren die Vereinbarungen 
möglicherweise von Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens erfasst werden ( 18 ). Zu solchen schäd
lichen Effekten kann es kommen, wenn Marktzutritts- oder Expansionsschranken errichtet werden, die 
zu einer Abschottung des Marktes gegenüber konkurrierenden Anbietern führen und die den Ver
brauchern insbesondere dadurch schaden, dass die Preise steigen, die Auswahl an Produkten schrumpft, 
die Qualität der Produkte sinkt oder die Produktinnovation zurückgeht. 

29. Wettbewerbsverbote können aber auch positive Auswirkungen haben, die die Anwendung von Arti
kel 53 Absatz 3 des EWR-Abkommens rechtfertigen können. Sie können insbesondere zur Lösung 
eines „Trittbrettfahrer-Problems“ beitragen, das auftritt, wenn ein Anbieter von den Investitionen eines 
anderen profitiert. Wenn ein Anbieter beispielsweise in die Räumlichkeiten eines Händlers investiert, 
kann es dazu kommen, dass er dadurch auch Kunden für eine konkurrierende Marke, die der Händler in 
denselben Räumlichkeiten verkauft, anzieht. Dasselbe gilt für andere Investitionen des Anbieters, die der 
Händler für den Verkauf von Kraftfahrzeugen konkurrierender Hersteller nutzen kann (z. B. Investitio
nen in Schulungsmaßnahmen). 

30. Eine andere positive Auswirkung von Wettbewerbsverboten im Kraftfahrzeugsektor besteht in der 
Förderung des Markenimages und des Ansehens des Vertriebsnetzes. Die Beschränkungen können 
auch zur Schaffung und Wahrung eines Markenimages beitragen, indem den Händlern bestimmte 
Standards zur Sicherung der Einheitlichkeit und Qualität auferlegt werden, so dass diese Marke für 
den Endverbraucher attraktiver wird und der entsprechende Absatz gesteigert wird. 

31. Artikel 1 Buchstabe d der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellung definiert ein Wettbewerbsverbot 
wie folgt: 

„a) eine unmittelbare oder mittelbare Verpflichtung, die den Abnehmer veranlasst, keine Waren oder 
Dienstleistungen herzustellen, zu beziehen, zu verkaufen oder weiterzuverkaufen, die mit den Ver
tragswaren oder -dienstleistungen im Wettbewerb stehen, oder 

b) eine unmittelbare oder mittelbare Verpflichtung des Abnehmers, auf dem relevanten Markt mehr als 
80 % seines Gesamtbezugs an Vertragswaren oder -dienstleistungen und ihren Substituten vom 
Anbieter oder von einem anderen vom Anbieter benannten Unternehmen zu beziehen.“ 

32. Ein Anbieter kann nicht nur auf direkte Maßnahmen zur Bindung des Händlers an seine eigene(n) 
Marke(n) zurückgreifen, sondern auch auf indirekte Maßnahmen, die dieselbe Wirkung haben. Im 
Kraftfahrzeugsektor können solche indirekten Maßnahmen Folgendes umfassen: Qualitätsanforderun
gen, die speziell darauf ausgerichtet sind, die Händler vom Verkauf konkurrierender Fahrzeugmarken 
abzuhalten ( 19 ), Prämien, die davon abhängig gemacht werden, dass der Händler bereit ist, ausschließlich 
eine Marke zu vertreiben, Zielrabatte oder bestimmte andere Anforderungen wie die Schaffung einer 
eigenen Rechtsperson für die konkurrierende Marke oder die Verpflichtung, zusätzliche konkurrierende 
Marken in einem getrennten Ausstellungsraum an einem Ort auszustellen, an dem die Erfüllung solcher 
Anforderungen nicht rentabel wäre (z. B. in gering bevölkerten Gebieten). 

33. Die Gruppenfreistellung nach der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellung gilt für alle Formen un
mittelbarer und mittelbarer Wettbewerbsverbote, sofern sowohl der Marktanteil des Anbieters als der 
seines Händlers nicht mehr als 30 % betragen und das Wettbewerbsverbot nicht länger als fünf Jahre 
gilt. Doch sogar in Fällen, in denen einzelne Vereinbarungen diese Voraussetzungen erfüllen, kann die 
Anwendung von Wettbewerbsverboten wettbewerbswidrige Auswirkungen haben, die nicht durch die 
positiven Auswirkungen der Vereinbarungen aufgewogen werden. Im Kraftfahrzeugsektor könnten 
solche unter dem Strich verbleibenden wettbewerbswidrigen Auswirkungen insbesondere das Ergebnis 
kumulativer Effekte sein, die zur Abschottung des Marktes gegenüber konkurrierenden Marken führen. 

34. Beim Vertrieb von Kraftfahrzeugen auf Einzelhandelsebene ist eine solche Abschottung bei Märkten 
unwahrscheinlich, auf denen alle Anbieter Marktanteile unter 30 % haben und auf denen der Gesamt
anteil aller Kraftfahrzeugverkäufe, für die auf dem betreffenden Markt Markenzwang besteht (d. h. die 
Bindungsquote insgesamt) weniger als 40 % beträgt ( 20 ). Hält ein nichtbeherrschender Anbieter einen
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( 18 ) Zu den Faktoren, die für die Beurteilung von Wettbewerbsverboten nach Maßgabe von Artikel 53 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens heranzuziehen sind, siehe den diesbezüglichen Abschnitt der Allgemeinen Vertikal-Leitlinien, insbeson
dere Randnrn. 129-150. 

( 19 ) Siehe Wettbewerbssachen BMW, IP/06/302 vom 13.3.2006 und Opel 2006, IP/06/303 vom 13.3.2006. 
( 20 ) Siehe Allgemeine Vertikal-Leitlinien, Randnr. 141.



Marktanteil von über 30 % des relevanten Marktes, während die Anteile aller anderen Anbieter unter 
30 % liegen, sind kumulative wettbewerbswidrige Effekte unwahrscheinlich, wenn insgesamt der Anteil 
des durch die Vereinbarungen gebundenen Marktes 30 % nicht überschreitet. 

35. Sind der Zugang zum relevanten Markt für den Verkauf neuer Kraftfahrzeuge und der Wettbewerb auf 
diesem Markt durch die kumulative Wirkung paralleler Netze von gleichartigen vertikalen Vereinbarun
gen mit Markenzwang in erheblichem Maße beschränkt, so kann EFTA-Überwachungsbehörde, wenn 
sie die zuständige Überwachungsbehörde gemäß Artikel 56 des EWR-Abkommens ist, den Rechtsvorteil 
der Gruppenfreistellung gemäß Kapitel II Artikel 29 des Protokolls 4 zum Überwachungs- und Gerichts
hofabkommen entziehen. Ein Beschluss zum Entzug des Rechtsvorteils der Gruppenfreistellung kann 
insbesondere für Anbieter erlassen werden, die wesentlich zu einem kumulativen Abschottungseffekt 
auf dem relevanten Markt beitragen. Tritt dieser Effekt auf einem nationalen Markt auf, so kann auch 
die Wettbewerbsbehörde des betreffenden EFTA-Staats den Rechtsvorteil der Gruppenfreistellung im 
Gebiet des betreffenden EFTA-Staats entziehen. 

36. Decken parallele Netze von Vereinbarungen mit gleichartigen vertikalen Beschränkungen mehr als 50 % 
eines Marktes ab, so kann die EFTA-Überwachungsbehörde in einer Empfehlung die Gruppenfreistellung 
für den betreffenden Markt im Hinblick auf diese Beschränkungen für nicht anwendbar erklären ( 21 ). 
Dazu kann es insbesondere kommen, wenn sich kumulative Effekte infolge der weitverbreiteten An
wendung von Markenzwang auf dem betreffenden Markt zum Schaden der Verbraucher auswirken. 

37. Bezüglich der Beurteilung von Mindestabnahmeverpflichtungen, die auf der Grundlage des jährlichen 
Gesamtbezugs des Händlers berechnet werden, kann der Entzug des Rechtsvorteils der Gruppenfrei
stellung im Falle kumulativer wettbewerbswidriger Effekte sogar dann gerechtfertigt sein kann, wenn der 
Anbieter eine Mindestabnahmeverpflichtung festsetzt, die unter der in Artikel 1 Buchstabe d der All
gemeinen Vertikal-Gruppenfreistellung festgelegten Schwelle von 80 % liegt. Die beteiligten Unterneh
men müssen unter Berücksichtigung der relevanten Sachlage prüfen, ob ein Händler, wenn er dazu 
verpflichtet wird sicherzustellen, dass ein bestimmter Prozentsatz aller von ihm bezogenen Kraftfahr
zeuge die Marke des Anbieters trägt, daran gehindert wird, eine oder mehrere weitere konkurrierende 
Marken zu führen. So gesehen kommt selbst eine Mindestabnahmeverpflichtung, die unter der Schwelle 
von 80 % des jährlichen Gesamtbezugs liegt, einem Markenzwang gleich, wenn ein Händler, der eine 
neue Marke seiner Wahl von einem konkurrierenden Hersteller führen will, dadurch gezwungen wird, 
so viele Fahrzeuge der derzeit von ihm vertriebenen Marke zu kaufen, dass die Geschäfte des Händlers 
nicht mehr rentabel sind ( 22 ). Eine solche Mindestabnahmeverpflichtung kommt auch dann einem 
Markenzwang gleich, wenn ein konkurrierender Anbieter dadurch gezwungen wird, sein geplantes 
Verkaufsvolumen in einem bestimmten Gebiet auf mehrere Händler aufzuteilen, was Doppelinvestitio
nen und eine fragmentierte Verkaufspräsenz zur Folge hätte. 

ii) Beurteilung von Vereinbarungen mit Markenzwang, die nicht unter die Gruppenfreistellungen fallen 

38. Die beteiligten Unternehmen müssen unter Umständen auch prüfen, ob Vereinbarungen mit Marken
zwang, die nicht für eine Gruppenfreistellung in Frage kommen, weil die Marktanteile der beteiligten 
Unternehmen über 30 % liegen oder weil die Dauer der Vereinbarung fünf Jahre überschreitet, mit den 
Wettbewerbsvorschriften vereinbar sind. Solche Vereinbarungen sind daher einer Einzelfallprüfung zu 
unterziehen, um festzustellen, ob sie unter Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen und, wenn 
ja, ob Effizienzgewinne nachgewiesen werden können, die etwaige Beeinträchtigungen des Wettbewerbs 
aufwiegen. Wenn dies der Fall ist, können sie eine Ausnahme nach Artikel 53 Absatz 3 des EWR- 
Abkommens rechtfertigen. Für die Beurteilung eines Einzelfalls finden die in Abschnitt VI.2.1 der 
Allgemeinen Vertikal-Leitlinien dargelegten Grundsätze Anwendung. 

39. Insbesondere Vereinbarungen zwischen einem Kraftfahrzeughersteller bzw. dessen Einführer einerseits 
und Ersatzteilhändlern und/oder zugelassenen Werkstätten andererseits fallen nicht in den durch die 
Gruppenfreistellungen geschaffenen geschützten Bereich, wenn die Marktanteile der beteiligten Unter
nehmen über der Schwelle von 30 % liegen, was bei den meisten Vereinbarungen dieser Art der Fall 
sein dürfte. Die Fälle von Markenzwang, die unter diesen Bedingungen zu prüfen sind, betreffen alle 
Arten von Beschränkungen, die die Möglichkeit des zugelassenen Händlers bzw. der zugelassenen
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( 21 ) Das ergibt sich aus Artikel 6 des in Nummer 4 Buchstabe b des Anhangs XIV des EWR-Abkommens genannten 
Rechtsakts (Verordnung (EU) Nr. 461/2010 der Kommission vom 27. Mai 2010) in der für Zwecke des EWR- 
Abkommens angepassten Fassung. 

( 22 ) Wenn beispielsweise ein Kfz-Händler zur Deckung der Nachfrage in einem Jahr 100 Fahrzeuge der Marke A bezieht 
und 100 Fahrzeuge der Marke B kaufen will, würde eine für die Marke A bestehende Mindestabnahmeverpflichtung in 
Höhe von 80 % bedeuten, dass der Kfz-Händler im folgenden Jahr 160 Fahrzeuge der Marke A kaufen müsste. Da die 
Marktdurchdringungsraten relativ stabil sein dürften, dürfte der Kfz-Händler in diesem Fall auf vielen Fahrzeugen der 
Marke A sitzenbleiben. Um dies zu vermeiden, müsste er daher seinen Bezug von Fahrzeugen der Marke B drastisch 
einschränken. Je nach den Gegebenheiten des Einzelfalls könnte dies als Markenzwang gewertet werden.



Werkstatt, Originalersatzeile oder qualitativ gleichwertige Ersatzteile von Dritten zu beziehen, unmittel
bar oder mittelbar beschränken. Die einer zugelassenen Werkstatt auferlegte Verpflichtung, für Instand
setzungsarbeiten im Rahmen der Gewährleistung, des unentgeltlichen Kundendienstes und von Rückruf
aktionen vom Kraftfahrzeughersteller gelieferte Originalersatzteile zu verwenden, wird dabei nicht als 
Markenzwang gewertet, sondern als objektiv gerechtfertigte Forderung. 

40. Vereinbarungen mit Markenzwang über den Vertrieb neuer Kraftfahrzeuge müssen ebenfalls einzeln 
geprüft werden, sofern sie eine Laufzeit von mehr als fünf Jahren haben und/oder der Marktanteil des 
Anbieters 30 % übersteigt, was auf bestimmte Anbieter in einigen EWR-Staaten zutreffen kann. In 
diesem Fall sollten die beteiligten Unternehmen nicht nur den Marktanteil des Anbieters und des 
Abnehmers berücksichtigen, sondern auch den Gesamtanteil des Marktes, der durch Vereinbarungen 
gebunden ist, wobei den unter Randnummer 34 genannten Schwellenwerten Rechnung zu tragen ist. 
Werden diese Schwellenwerte im Einzelfall überschritten, so erfolgt die Beurteilung nach den in Ab
schnitt VI.2.1 der Allgemeinen Vertikal-Leitlinien dargelegten Grundsätzen. 

41. Bei der Beurteilung von nicht unter die Gruppenfreistellungen fallenden Mindestabnahmeverpflichtun
gen, die auf der Grundlage des jährlichen Gesamtbezugs des Händlers berechnet werden, sind alle 
relevanten Fakten zu berücksichtigen. Eine Mindestabnahmeverpflichtung unterhalb des Schwellenwertes 
von 80 % des jährlichen Gesamtbezugs kommt insbesondere dann einem Markenzwang gleich, wenn 
Händler dadurch daran gehindert werden, eine oder mehrere zusätzliche konkurrierende Marken zu 
führen. 

2. Selektiver Vertrieb 

42. Der selektive Vertrieb ist im Kraftfahrzeugsektor derzeit das am weitesten verbreitete Vertriebssystem. 
Dies gilt für den Kraftfahrzeugvertrieb wie auch für Instandsetzungs- und Wartungsdienstleistungen 
sowie den Vertrieb von Ersatzteilen. 

43. Beim rein qualitativen Selektivvertrieb erfolgt die Auswahl der Händler und Werkstätten ausschließlich 
nach objektiven Kriterien, die durch die Beschaffenheit des Produkts oder der Art der Dienstleistung 
bedingt sind, so z. B. nach den technischen Fertigkeiten des Verkaufspersonals, der Gestaltung der 
Verkaufsräume, den Verkaufsmethoden und der Art der vom Händler zu erbringenden Verkaufsdienst
leistung ( 23 ). Die Anwendung derartiger Kriterien begrenzt die Zahl der zum Netz des Anbieters zu
gelassenen Händler oder Werkstätten nicht unmittelbar. Der rein qualitative Selektivvertrieb fällt man
gels wettbewerbswidriger Auswirkungen in der Regel nicht unter Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Ab
kommens, sofern drei Voraussetzungen erfüllt sind. Erstens muss die Beschaffenheit des fraglichen 
Produkts einen selektiven Vertrieb bedingen, d. h., ein solches Vertriebssystem muss ein rechtmäßiges 
Erfordernis zur Wahrung der Qualität und zur Gewährleistung des richtigen Gebrauchs des betreffenden 
Produkts sein. Zweitens müssen die Händler oder Werkstätten aufgrund objektiver Kriterien qualitativer 
Art ausgewählt werden, die für alle potenziellen Wiederverkäufer einheitlich festzulegen und unter
schiedslos anzuwenden sind. Drittens dürfen die aufgestellten Kriterien nicht über das hinausgehen, was 
erforderlich ist. 

44. Während beim qualitativen Selektivvertrieb die Auswahl der Händler bzw. Werkstätten ausschließlich 
nach objektiven Kriterien erfolgt, die durch die Beschaffenheit des Produkts bzw. die Art der Dienst
leistung bedingt sind, kommen beim quantitativen Selektivvertrieb Auswahlkriterien hinzu, die die 
Anzahl der in Frage kommenden Händler bzw. Werkstätten unmittelbarer begrenzen, indem entweder 
ihre Zahl ausdrücklich festgelegt wird oder beispielsweise Mindestverkaufszahlen vorgeschrieben wer
den. Netze, bei denen Kriterien quantitativer Art angelegt werden, fallen mit größerer Wahrscheinlich
keit unter Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens, da sie in der Regel als stärker wettbewerbs
beschränkend angesehen werden als Netze, denen ausschließlich qualitative Auswahlkriterien zugrunde 
liegen. 

45. Werden Selektivvertriebsvereinbarungen von Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens erfasst, müssen 
die beteiligten Unternehmen prüfen, ob die Gruppenfreistellungen greifen oder im Einzelfall eine Frei
stellung nach Artikel 53 Absatz 3 des EWR-Abkommens möglich ist.
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( 23 ) Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union können rein qualitativ ausgerichtete 
selektive Vertriebssysteme den Wettbewerb dennoch beschränken, wenn ihre Zahl keinen Raum mehr lässt für andere 
Vertriebsformen, die auf einer anderen Art des Wettbewerbs beruhen. Diese Situation tritt in der Regel weder auf den 
Märkten für den Verkauf neuer Kraftfahrzeuge ein, da Leasing und andere vergleichbare Vereinbarungen eine wirk
liche Alternative zum direkten Fahrzeugerwerb darstellen, noch auf den Märkten für Instandsetzung und Wartung, 
wenn unabhängige Werkstätten den Verbrauchern eine Alternative für die Instandhaltung ihrer Fahrzeuge bieten. 
Siehe u. a. Rechtssache T-88/92, Groupement d'achat Édouard Leclerc/Kommission, Slg. 1996, II-1961.



i) Bewertung selektiver Vertriebssysteme, die unter die Gruppenfreistellungen fallen 

46. Nach den Gruppenfreistellungen gilt die Freistellung für Selektivvertriebsvereinbarungen unabhängig 
davon, ob Auswahlkriterien quantitativer oder rein qualitativer Art Anwendung finden, sofern der 
Marktanteil der beteiligten Unternehmen 30 % nicht überschreitet. Die Vereinbarungen dürfen allerdings 
weder Kernbeschränkungen nach Artikel 4 der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellung und Artikel 5 
der Kfz-Gruppenfreistellung noch nach Artikel 5 der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellung nicht 
freigestellte Beschränkungen enthalten. 

47. Drei der in der Allgemeinen Vertikal-Gruppenfreistellung genannten Kernbeschränkungen beziehen sich 
ausdrücklich auf selektive Vertriebssysteme. Nach Artikel 4 Buchstabe b gilt als Kernbeschränkung die 
Beschränkung des Gebiets oder der Kundengruppe, in das oder an die ein an der Vereinbarung betei
ligter Abnehmer Vertragswaren oder -dienstleistungen verkaufen darf, mit Ausnahme der Beschränkung 
des Verkaufs an nicht zugelassene Händler durch die Mitglieder eines selektiven Vertriebssystems auf 
Märkten, auf denen ein solches System besteht. Nach Artikel 4 Buchstabe c gelten als Kernbeschrän
kungen Vereinbarungen, die den aktiven oder passiven Verkauf an Endverbraucher durch auf der 
Einzelhandelsstufe tätige Mitglieder eines selektiven Vertriebssystems beschränken, unbeschadet der 
Möglichkeit, Mitgliedern des Systems zu untersagen, Geschäfte von nicht zugelassenen Niederlassungen 
aus zu betreiben, und Artikel 4 Buchstabe d bezieht sich auf die Beschränkung von Querlieferungen 
zwischen Händlern innerhalb eines selektiven Vertriebssystems, auch wenn diese auf verschiedenen 
Handelsstufen tätig sind. Diese drei Kernbeschränkungen haben für den Kraftfahrzeugvertrieb besondere 
Bedeutung. 

48. Der Binnenmarkt hat die Verbraucher in die Lage versetzt, Kraftfahrzeuge in anderen EWR-Staaten zu 
kaufen und bestehende Preisunterschiede zwischen den EWR-Staaten zu ihrem Vorteil zu nutzen; die 
EFTA-Überwachungsbehörde betrachtet den Schutz des Parallelhandels in diesem Sektor als wichtiges 
wettbewerbspolitisches Ziel. Die Möglichkeit der Verbraucher, Waren in anderen EWR-Staaten zu 
erwerben, ist bei Kraftfahrzeugen von besonderer Bedeutung, weil es sich um hochwertige Erzeugnisse 
handelt und niedrigere Preise den Verbrauchern, die die Kraftfahrzeuge anderswo im EWR erwerben, 
unmittelbar zugute kommen. Die EFTA-Überwachungsbehörde ist daher darauf bedacht, dass Vertriebs
vereinbarungen den Parallelhandel nicht beschränken, da andernfalls nicht davon ausgegangen werden 
kann, dass die Voraussetzungen von Artikel 53 Absatz 3 des EWR-Abkommens erfüllt sind ( 24 ). 

49. Die Kommission ist wegen Beeinträchtigung des Parallelhandels mehrfach gegen Kraftfahrzeughersteller 
vorgegangen und ihre Entscheidungen sind vom Gerichtshof der Europäischen Union weitgehend 
bestätigt worden ( 25 ). Die Erfahrungen zeigen, dass Beschränkungen des Parallelhandels in verschiedenen 
Formen auftreten. So kann ein Anbieter beispielsweise Druck auf Händler ausüben, ihnen mit Vertrags
kündigung drohen und Prämien nicht zahlen; er kann sich weigern, Gewährleistungen für Kraftfahr
zeuge, die von einem Verbraucher eingeführt oder Gegenstand einer Querlieferung zwischen Händlern 
mit Sitz in verschiedenen EWR-Staaten waren, zu erbringen, oder er kann einen Händler wesentlich 
länger auf die Lieferung des gleichen Kraftfahrzeugs warten lassen, wenn der Verbraucher in einem 
anderen EWR-Staat ansässig ist. 

50. Zu mittelbaren Beschränkungen des Parallelhandels kommt es beispielsweise, wenn ein Händler sich 
neue Kraftfahrzeuge mit den für grenzüberschreitenden Handel erforderlichen Spezifikationen nicht 
beschaffen kann. In diesem Fall kann die Einräumung des Rechtsvorteils der Gruppenfreistellung davon 
abhängen, ob ein Anbieter seinen Händlern für den Verkauf an Verbraucher aus anderen EWR-Staaten 
Fahrzeuge mit den Spezifikationen zur Verfügung stellt, die dort verkaufte Fahrzeuge aufweisen (so
genannte „Verfügbarkeitsklausel“) ( 26 ).
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( 24 ) Die Auffassung, dass Beschränkungen des grenzüberschreitenden Handels den Verbrauchern schaden können, wurde 
vom Europäischen Gerichtshof in folgenden Urteilen bestätigt: Rechtssache C-551/03 P, General Motors, Slg. 2006, 
I-3173, Randnrn. 67 und 68; Rechtssache C-338/00 P, Volkswagen/Kommission, Slg. 2003, I-9189, Randnrn. 44 und 
49; Rechtssache T-450/05, Peugeot/Kommission, Slg. 2009, II-2533, Randnrn. 46-49. 

( 25 ) Entscheidung 98/273/EG der Kommission vom 28. Januar 1998 in der Sache IV/35.733 — VW, Entscheidung 
2001/146/EG der Kommission vom 20. September 2000 in der Sache COMP/36.653 — Opel (ABl. L 59 vom 
28.2.2001, S. 1), Entscheidung 2002/758/EG der Kommission vom 10. Oktober 2001 in der Sache COMP/36.264 
— Mercedes-Benz (ABl. L 257 vom 25.9.2002, S. 1), Entscheidung 2006/431/EG der Kommission vom 5. Oktober 
2005 in den Sachen F-2/36.623/36.820/37.275 — SEP und andere/Peugeot SA. 

( 26 ) Verbundene Rechtssachen 25 und 26/84, Ford-Werke AG und Ford of Europe Inc./Kommission der Europäischen Gemein
schaften, Slg. 1985, 2725.



51. Für die Zwecke der Gruppenfreistellungen und insbesondere von Artikel 4 Buchstabe c der Allgemeinen 
Vertikal-Gruppenfreistellung umfasst der Begriff „Endverbraucher“ auch Leasingunternehmen. Das be
deutet insbesondere, dass Händler in selektiven Vertriebsnetzen nicht daran gehindert werden dürfen, 
neue Kraftfahrzeuge an Leasingunternehmen ihrer Wahl zu verkaufen. Ein Anbieter, der mit selektivem 
Vertrieb arbeitet, darf seine Händler jedoch am Verkauf neuer Kraftfahrzeuge an Leasingunternehmen 
hindern, wenn nachweisbar das Risiko besteht, dass die Leasingunternehmen die Fahrzeuge weiterver
kaufen, solange sie neu sind. Ein Anbieter kann daher von einem Kfz-Händler verlangen, vor dem 
Verkauf an ein bestimmtes Unternehmen die zugrunde gelegten Leasingbedingungen zu überprüfen und 
sicherzustellen, dass es sich bei dem betreffenden Unternehmen tatsächlich um ein Leasingunternehmen 
und nicht um einen nicht zugelassenen Wiederverkäufer handelt. Wird jedoch ein Kfz-Händler ver
pflichtet, seinem Anbieter vor dem Verkauf von Kraftfahrzeugen an Leasingunternehmen Kopien von 
jeder Leasingvereinbarung vorzulegen, könnte dies einer mittelbaren Verkaufsbeschränkung gleichkom
men. 

52. Der Begriff „Endverbraucher“ umfasst ferner Verbraucher, die ihren Kauf über einen Vermittler tätigen. 
Vermittler sind Personen oder Unternehmen, die ein neues Kraftfahrzeug für einen bestimmten Ver
braucher erwerben, ohne Mitglied des Vertriebsnetzes zu sein. Vermittler spielen im Kraftfahrzeugsektor 
insbesondere deshalb eine wichtige Rolle, weil sie den Verbrauchern den Erwerb von Kraftfahrzeugen in 
anderen EWR-Staaten erleichtern. Der Vermittlerstatus sollte generell durch einen vor Durchführung des 
Rechtsgeschäfts erteilten gültigen Auftrag mit Namen und Adresse des Verbrauchers nachgewiesen 
werden. Die Nutzung des Internets, um Kunden für eine bestimmte Palette von Kraftfahrzeugen zu 
gewinnen und elektronisch erteilte Aufträge von diesen Kunden zu erhalten, berührt nicht den Ver
mittlerstatus. Vermittler unterscheiden sich von unabhängigen Wiederverkäufern, die ihrerseits Kraft
fahrzeuge zum Weiterverkauf erwerben und nicht für einen bestimmten Verbraucher tätig werden. 
Unabhängige Wiederverkäufer sind für die Zwecke der Gruppenfreistellungen nicht als Endverbraucher 
zu betrachten. 

ii) Beurteilung selektiver Vertriebssysteme, die nicht unter die Gruppenfreistellungen fallen 

53. Wie unter Randnummer 175 der Allgemeinen Vertikal-Leitlinien erläutert, bestehen die von selektiven 
Vertriebssystemen ausgehenden Gefahren für den Wettbewerb in einem Verlust an markeninternem 
Wettbewerb und — vor allem bei Vorliegen einer kumulativen Wirkung — im Ausschluss einer 
bestimmten Kategorie bzw. bestimmter Kategorien von Händlern sowie der Erleichterung der Kollusion 
unter Anbietern oder Abnehmern. 

54. Bei der Beurteilung etwaiger wettbewerbswidriger Auswirkungen eines selektiven Vertriebs nach Arti
kel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens ist zwischen rein qualitativem Selektivvertrieb und quantitati
vem Selektivvertrieb zu unterscheiden. Wie unter Randnummer 43 dargelegt, wird der qualitative 
Selektivvertrieb in der Regel nicht von Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens erfasst. 

55. Fällt ein Netz von Vereinbarungen nicht unter die Gruppenfreistellung, da der Marktanteil eines oder 
mehrerer der beteiligten Unternehmen die Schwelle von 30 % überschreitet, impliziert dies nicht, dass 
diese Vereinbarungen rechtswidrig sind. Vielmehr müssen die beteiligten Unternehmen dann durch 
Prüfung des Einzelfalls feststellen, ob die Vereinbarungen unter Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkom
mens fallen und, wenn ja, ob die Freistellung nach Artikel 53 Absatz 3 des EWR-Abkommens greifen 
kann. 

56. Was die Besonderheiten des Vertriebs neuer Kraftfahrzeuge angeht, erfüllt der quantitative Selektiv
vertrieb in der Regel die Voraussetzungen von Artikel 53 Absatz 3 des EWR-Abkommens, wenn die 
Marktanteile der beteiligten Unternehmen 40 % nicht überschreiten. An solchen Vereinbarungen betei
ligte Unternehmen sollten jedoch beachten, dass das Anlegen besonderer Auswahlkriterien einen Ein
fluss darauf haben könnte, ob ihre Vereinbarungen die Voraussetzungen von Artikel 53 Absatz 3 des 
EWR-Abkommens erfüllen. Zum Beispiel führen Standortklauseln in selektiven Vertriebsvereinbarungen 
für neue Kraftfahrzeuge, d.h. Vereinbarungen, in denen Mitgliedern eines selektiven Vertriebssystems 
untersagt wird, Geschäfte von nicht zugelassenen Niederlassungen aus zu betreiben, zwar in der Regel 
zu Effizienzgewinnen durch effizientere Logistik und planbare Netzabdeckung, doch können die Nach
teile schwerer wiegen als diese Vorteile, wenn der Marktanteil des Anbieters sehr hoch ist; unter diesen 
Umständen könnte eine Freistellung nach Artikel 53 Absatz 3 des EWR-Abkommens ausgeschlossen 
sein.
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57. Die Einzelfallprüfung von Selektivvertriebsvereinbarungen für zugelassene Werkstätten wirft ebenfalls 
besondere Fragen auf. Soweit neben dem Markt für den Verkauf neuer Kraftfahrzeuge ein gesonderter 
Markt für Instandsetzungs- und Wartungsdienstleistungen vorhanden ist ( 27 ), wird er als markenspezi
fisch angesehen. Der Wettbewerb auf diesem Markt resultiert vor allem aus der wettbewerblichen 
Interaktion zwischen unabhängigen Werkstätten und zugelassenen Werkstätten für die betreffende 
Marke. 

58. Unabhängige Werkstätten üben einen entscheidenden Wettbewerbsdruck aus, da sie sich in ihrem 
Geschäftsmodell und damit in ihren Betriebskosten von den zu Netzen zusammengeschlossenen zu
gelassenen Werkstätten unterscheiden. Anders als zugelassene Werkstätten, die in großem Umfang Teile 
mit Markenzeichen des Kraftfahrzeugherstellers verwenden, greifen unabhängige Werkstätten zudem in 
der Regel häufiger auf andere Marken zurück, so dass der Fahrzeughalter zwischen konkurrierenden 
Teilen wählen kann. Da außerdem der weitaus größte Teil von Instandsetzungsarbeiten für neuere 
Kraftfahrzeuge derzeit in zugelassenen Werkstätten durchgeführt wird, ist es wichtig, dass zwischen 
zugelassenen Werkstätten weiterhin wirksamer Wettbewerb herrscht, was voraussetzt, dass die Netze für 
neue Marktteilnehmer zugänglich bleiben. 

59. Der neue Rechtsrahmen erleichtert es der EFTA-Überwachungsbehörde und den nationalen Wett
bewerbsbehörden, den Wettbewerb zwischen unabhängigen Werkstätten und zugelassenen Werkstätten 
sowie zwischen den Mitgliedern jedes einzelnen Netzes von zugelassenen Werkstätten zu schützen. 
Insbesondere die Senkung der Marktanteilsschwelle von 100 % auf 30 % für die Freistellung eines 
qualitativen Selektivvertriebs erweitert den Handlungsspielraum der Wettbewerbsbehörden. 

60. Bei der Beurteilung der Auswirkungen vertikaler Vereinbarungen auf den Wettbewerb auf den Kfz- 
Anschlussmärkten sollten die beteiligten Unternehmen demnach der Entschlossenheit der EFTA-Über
wachungsbehörde Rechnung tragen, den Wettbewerb zwischen den Mitgliedern von Netzen zugelasse
ner Werkstätten untereinander sowie zwischen diesen Mitgliedern und unabhängigen Werkstätten auf
rechtzuerhalten. Besondere Aufmerksamkeit ist dabei auf drei spezifische Verhaltensweisen zu richten, 
die diesen Wettbewerb beschränken können, insbesondere indem unabhängigen Werkstätten kein 
Zugang zu technischen Informationen gewährt wird, die gesetzlichen und/oder erweiterten Gewähr
leistungen zum Ausschluss unabhängiger Werkstätten missbraucht werden oder der Zugang zu Netzen 
zugelassener Werkstätten von Kriterien nicht qualitativer Art abhängig gemacht wird. 

61. Die folgenden drei Unterabschnitte beziehen sich zwar speziell auf den Selektivvertrieb, doch ist zu 
berücksichtigen, dass sich die gleichen wettbewerbswidrigen Abschottungseffekte auch bei anderen 
Arten vertikaler Vereinbarungen ergeben können, die die Anzahl der Servicepartner, die vertragliche 
Beziehungen mit einem Kraftfahrzeughersteller unterhalten, unmittelbar oder mittelbar beschränken. 

Z u g a n g u n a b h ä n g i g e r M a r k t t e i l n e h m e r z u t e c h n i s c h e n I n f o r m a t i o n e n 

62. Obwohl bei einem rein qualitativen Selektivvertrieb im Allgemeinen die Auffassung vertreten wird, dass 
er sich nicht wettbewerbswidrig auswirkt und damit nicht von Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkom
mens erfasst wird ( 28 ), können mit zugelassenen Werkstätten und/oder Teilehändlern geschlossene Ver
einbarungen über qualitativen Selektivvertrieb unter Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen, 
wenn eines der beteiligten Unternehmen durch sein Verhalten im Rahmen derartiger Vereinbarungen 
bewirkt, dass unabhängige Markteilnehmer vom Markt ausgeschlossen werden, zum Beispiel dadurch, 
dass ihnen die für die Instandsetzung und Wartung erforderlichen technischen Informationen vorent
halten werden. Als „unabhängige Marktteilnehmer“ gelten in diesem Zusammenhang unabhängige
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( 27 ) Unter Berücksichtigung unter anderem der Lebensdauer der Kraftfahrzeuge sowie der Vorlieben und des Kaufver
haltens der Verbraucher kann unter Umständen ein Systemmarkt abgegrenzt werden, der sowohl Kraftfahrzeuge als 
auch Ersatzteile umfasst. Bekanntmachung der EFTA-Überwachungsbehörde über die Definition des relevanten Mark
tes im Sinne des Wettbewerbsrechts im Europäischen Wirtschaftsraum (ABl. L 200 vom 16.7.1998, S. 46, und EWR- 
Beilage des ABl. Nr. 28 vom 16.7.1998, S. 3, Randnr. 56). Ein entscheidender Faktor dabei ist, ob ein signifikanter 
Anteil der Abnehmer seine Wahl unter Berücksichtigung der über die gesamte Lebensdauer des Fahrzeugs anfallenden 
Kosten trifft oder nicht. Ein ganz unterschiedliches Kaufverhalten kann beispielsweise zwischen den Abnehmern 
einzelner Fahrzeuge und Abnehmern von Lastkraftwagen zu beobachten sein, die einen ganzen Fahrzeugpark er
werben und betreiben und beim Kauf den Wartungskosten Rechnung tragen. Ein weiterer wichtiger Faktor sind die 
Existenz und die relative Position von Teileanbietern, Werkstätten und/oder Teilehändlern, die auf dem Anschluss
markt unabhängig von Kraftfahrzeugherstellern tätig sind. In den meisten Fällen dürfte der Kfz-Anschlussmarkt 
markenspezifisch sein, da es sich bei den Käufern mehrheitlich um Privatleute oder kleine und mittlere Unternehmen 
handelt, die Fahrzeuge und auf dem Anschlussmarkt angebotene Dienstleistungen separat kaufen und nicht syste
matisch Zugang zu Daten haben, anhand deren sie die Gesamtkosten der Fahrzeughaltung vorab veranschlagen 
können. 

( 28 ) Wie unter Randnummer 54 dargelegt, trifft dies in der Regel auf Märkte für Instandsetzungs- und Wartungsdienst
leistungen zu, wenn unabhängige Werkstätten den Verbrauchern eine Alternative für die Instandhaltung ihrer Fahr
zeuge bieten.



Werkstätten, Ersatzteilehersteller und -händler, Hersteller von Werkstattausrüstung oder Werkzeugen, 
Herausgeber von technischen Informationen, Automobilclubs, Pannenhilfsdienste, Anbieter von Inspek
tions- und Prüfdienstleistungen und Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung für Werkstattmitarbei
ter. 

63. Die Anbieter stellen ihren zugelassenen Werkstätten die gesamten technischen Informationen zur Ver
fügung, die für die Instandsetzung und Wartung von Kraftfahrzeugen ihrer Marken erforderlich sind; 
häufig sind sie als einzige in der Lage, die Werkstätten mit den gesamten für die jeweiligen Marken 
benötigten technischen Informationen zu versorgen. Wenn der Anbieter vor diesem Hintergrund un
abhängigen Marktteilnehmern keinen angemessenen Zugang zu seinen markenspezifischen, für die 
Instandsetzung und Wartung erforderlichen technischen Informationen gewährt, könnten die etwaigen 
negativen Auswirkungen seiner Vereinbarungen mit zugelassenen Werkstätten und/ oder Teilehändlern 
verstärkt werden, so dass die Vereinbarungen unter Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen 
könnten. 

64. Ferner könnte ein fehlender Zugang zu den erforderlichen technischen Informationen zu einer Schwä
chung der Marktposition der unabhängigen Marktteilnehmer führen; dies wäre für die Verbraucher von 
Nachteil, da eine derartige Schwächung eine erhebliche Verringerung der Auswahl an Teilen, höhere 
Preise für Instandsetzungs- und Wartungsdienstleistungen, eine geringere Auswahl an Reparaturwerk
stätten und möglicherweise auch Sicherheitsprobleme zur Folge hätte. In diesem Fall würden die 
Effizienzgewinne, die normalerweise aufgrund der mit zugelassenen Werkstätten und Teilehändlern 
geschlossenen Vereinbarungen erwartet werden können, nicht ausreichen, um die genannten wett
bewerbswidrigen Auswirkungen aufzuwiegen, so dass die Vereinbarungen die Voraussetzungen von 
Artikel 53 Absatz 3 des EWR-Abkommens nicht erfüllen würden. 

65. Der in Nummer 1 des Anhangs II des EWR-Abkommens genannte Rechtsakt (Verordnung (EG) Nr. 
715/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2007 ( 29 )) über die Typgenehmi
gung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahr
zeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und Wartungsinformationen für 
Fahrzeuge und der in Nummer 45 Buchstabe zt des Anhangs II des EWR-Abkommens genannte 
Rechtsakt (Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der Kommission vom 18. Juli 2008 zur Durchführung 
und Änderung der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 30 )) 
über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten Personenkraft
wagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und Wartungs
informationen für Fahrzeuge sehen ein System für die Gewährleistung des Zugangs zu Reparatur- und 
Wartungsinformationen für ab dem 1. September 2009 in Verkehr gebrachte Personenkraftwagen vor; 
in der Verordnung (EG) Nr. 595/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 
über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen und Motoren hinsichtlich der Emissionen von schweren 
Nutzfahrzeugen (Euro 6) und über den Zugang zu Fahrzeugreparatur- und -wartungsinformationen ( 31 ) 
und die einschlägigen Durchführungsmaßnahmen sehen ein derartiges System für ab dem 1. Januar 
2013 in Verkehr gebrachte Nutzfahrzeuge vor. Die EFTA-Überwachungsbehörde wird Fälle, in denen 
der Verdacht besteht, dass für die Instandsetzung und Reparatur erforderliche technische Informationen 
zu vor diesen Stichtagen in Verkehr gebrachten Kraftfahrzeugen vorenthalten werden, unter Berück
sichtigung derartiger Rechtsakte würdigen. Bei der Prüfung der Frage, ob die Vorenthaltung einer 
bestimmten Information dazu führen könnte, dass die betreffenden Vereinbarungen von Artikel 53 
Absatz 1 des EWR-Abkommens erfasst werden, sollten u. a. die folgenden Aspekte berücksichtigt 
werden: 

a) Handelt es sich bei der entsprechenden Information um eine technische Information oder um eine 
Information anderer Art wie etwa eine kommerzielle Information ( 32 ), die rechtmäßig vorenthalten 
werden kann? 

b) Wird sich die Vorenthaltung der entsprechenden technischen Informationen erheblich auf die Fähig
keit unabhängiger Marktteilnehmer auswirken, ihre Tätigkeiten durchzuführen und Wettbewerbs
druck auf dem Markt auszuüben? 

c) Wird die entsprechende technische Information Mitgliedern des jeweiligen Netzes zugelassener 
Werkstätten zur Verfügung gestellt? Wird sie dem Netz zugelassener Werkstätten in irgendeiner 
Form zur Verfügung gestellt, so sollte sie auch den unabhängigen Marktteilnehmern in nicht dis
kriminierender Form zur Verfügung gestellt werden.
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( 29 ) ABl. L 171 vom 29.6.2007, S. 1, durch Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 4/2008 in Anhang II 
Nummer 1 aufgenommen (ABl. L 154 vom 12.6.2008, S. 7, und EWR-Beilage Nr. 33 vom 12.6.2008, S. 6). 

( 30 ) ABl. L 199 vom 28.7.2008, S. 1, durch Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 43/2009 in Anhang II 
Nummer 45 Buchstabe zt aufgenommen (ABl. L 162 vom 25.6.2009, S. 20, und EWR-Beilage Nr. 33 vom 
25.6.2009, S. 5). 

( 31 ) ABl. L 188 vom 18.7.2009, S. 1. (Noch nicht in das EWR-Abkommen aufgenommen). 
( 32 ) Unter kommerziellen Informationen können Informationen verstanden werden, die zur Erbringung von Instandset

zungs- und Wartungsdienstleistungen genutzt werden, die aber für die Instandsetzung bzw. Wartung der Kraftfahr
zeuge nicht erforderlich sind, z. B. Abrechnungssoftware oder Informationen über die innerhalb des zugelassenen 
Netzes geltenden Stundensätze.



d) Wird die entsprechende technische Information letztlich ( 33 ) für die Instandsetzung und Wartung 
von Kraftfahrzeugen oder für einen anderen Zweck ( 34 ), so zum Beispiel für die Herstellung von 
Ersatzteilen oder Werkzeugen genutzt? 

66. Der Begriff „technische Information“ ist angesichts des technologischen Fortschritts nicht fest umrissen. 
Derzeit umfasst der Begriff unter anderem Software, Fehlercodes und sonstige Parameter einschließlich 
entsprechender Updates, die erforderlich sind, um in elektronischen Steuergeräten vom Anbieter emp
fohlene Einstellungen vorzunehmen oder wiederherzustellen, Kraftfahrzeug-Identifizierungsnummern 
und andere Kraftfahrzeug-Identifizierungsmethoden, Teilekataloge, Instandsetzungs- und Wartungsver
fahren, Arbeitslösungen, die sich aus praktischen Erfahrungen ergeben und sich auf typische Probleme 
bei einem bestimmten Modell oder einer bestimmten Serie beziehen, sowie Rückrufanzeigen und 
sonstige Mitteilungen über Reparaturarbeiten, die innerhalb des Netzes zugelassener Werkstätten kos
tenlos durchgeführt werden können. Bei der Ersatzteilnummer und anderen Informationen, die erfor
derlich sind, um das korrekte Ersatzteil mit Markenzeichen des Kraftfahrzeugherstellers für ein be
stimmtes Kraftfahrzeug zu ermitteln (d. h. das Teil, das der Kraftfahrzeughersteller in der Regel den 
Mitgliedern seines Netzes zugelassener Werkstätten zur Instandsetzung des betreffenden Fahrzeugs 
liefern würde), handelt es sich ebenfalls um technische Informationen ( 35 ). Auch die Auflistungen in 
Artikel 6 Absatz 2 des in Nummer 1 des Anhangs II des EWR-Abkommens genannten Rechtsakts 
(Verordnung (EG) Nr. 715/2007 und Verordnung (EG) Nr. 595/2009, noch nicht in das EWR-Ab
kommen aufgenommen) sollten als Anhaltspunkt dafür verwendet werden, was die EFTA-Über
wachungsbehörde im Rahmen der Anwendung von Artikel 53 des EWR-Abkommens als technische 
Informationen betrachtet. 

67. Auch die Art und Weise, in der technische Informationen bereitgestellt werden, für die Beurteilung der 
Frage, ob Vereinbarungen mit zugelassenen Werkstätten mit Artikel 53 des EWR-Abkommens ver
einbar sind, von Bedeutung. Der Zugang sollte auf Anfrage und ohne ungebührliche Verzögerung 
gewährt werden, die Angaben sollten verwendungsfähig sein, und der Preis sollte nicht dadurch vom 
Zugang abschrecken, dass das Ausmaß der Nutzung der Informationen durch den unabhängigen Markt
teilnehmer unberücksichtigt bleibt. Ein Kraftfahrzeuganbieter sollte verpflichtet sein, unabhängigen 
Marktteilnehmern zu technischen Informationen über neue Kraftfahrzeuge zur selben Zeit Zugang zu 
geben wie seinen zugelassenen Werkstätten, und darf unabhängige Marktteilnehmer nicht zwingen, 
mehr als die für die jeweils auszuführende Arbeit erforderlichen Informationen zu kaufen. Artikel 53 
des EWR-Abkommens verpflichtet einen Anbieter jedoch nicht, technische Informationen in einem 
standardisierten Format oder über ein bestimmtes technisches System, wie beispielsweise das CEN/ 
ISO-Format und das OASIS-Format nach dem in Nummer 1 des Anhangs II des EWR-Abkommens 
genannten Rechtsakt (Verordnung (EG) Nr. 715/2007), der Verordnung (EG) Nr. 295/2009 der Kom
mission vom 18. März 2009 zur Einreihung von bestimmten Waren in die kombinierte Nomenkla
tur ( 36 ) und vergleichbaren Klassifizierungsregelungen zur Verfügung zu stellen. 

68. Die obenstehenden Erwägungen gelten auch für den Zugang unabhängiger Marktteilnehmer zu Werk
zeugen und Schulungen. Der Begriff „Werkzeuge“ umfasst in diesem Zusammenhang elektronische 
Diagnose- und andere Reparaturwerkzeuge, einschließlich der einschlägigen Software und regelmäßiger 
Updates, sowie Kundendienstleistungen für derartige Werkzeuge. 

M i s s b r a u c h v o n G e w ä h r l e i s t u n g e n 

69. Vereinbarungen über qualitativen Selektivvertrieb können auch dann von Artikel 53 Absatz 1 des EWR- 
Abkommens erfasst werden, wenn der Anbieter und die Mitglieder seines Netzes zugelassener Werk
stätten Reparaturen an Kraftfahrzeugen bestimmter Kategorien explizit oder implizit den Mitgliedern des 
Netzes zugelassener Werkstätten vorbehalten. Dazu kann es beispielsweise kommen, wenn die gesetz
liche oder erweiterte Gewährleistungspflicht des Herstellers gegenüber dem Abnehmer davon abhängig 
gemacht wird, dass der Endverbraucher nicht unter die Gewährleistung fallende Instandsetzungs- und 
Wartungsdienste nur innerhalb des Netzes zugelassener Werkstätten ausführen lässt. Dies gilt auch für 
Gewährleistungsauflagen, denen zufolge für nicht unter die Gewährleistung fallende Austauschmaß
nahmen nur Ersatzteile mit Markenzeichen des Herstellers verwendet werden dürfen. Es erscheint 
auch fraglich, ob Vereinbarungen über Selektivvertrieb, die solche Vorgehensweisen vorsehen, den 
Verbrauchern Vorteile verschaffen könnten, aufgrund derer die fraglichen Vereinbarungen unter die 
Ausnahmeregelung nach Artikel 53 Absatz 3 des EWR-Abkommens fallen könnten. Lehnt ein Anbieter 
die Erfüllung einer Gewährleistungsforderung jedoch zu Recht aus dem Grund ab, dass die Situation, die
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( 33 ) Wie etwa Informationen, die Herausgebern zwecks Weiterleitung an Kfz-Werkstätten zur Verfügung gestellt werden. 
( 34 ) Informationen, die für den Einbau eines Ersatzteils in ein Kraftfahrzeug oder die Verwendung eines Werkzeugs an 

einem Kraftfahrzeug genutzt werden, sollten als für Instandsetzung oder Wartung genutzt angesehen werden, wäh
rend Informationen über Design, Produktionsverfahren oder bei der Herstellung eines Ersatzteils verwendete Mate
rialien nicht zu dieser Kategorie gezählt werden sollten und folglich vorenthalten werden dürfen. 

( 35 ) Der unabhängige Marktteilnehmer sollte nicht gezwungen sein, das betreffende Ersatzteil zu erwerben, um Zugang zu 
diesen Informationen zu erhalten. 

( 36 ) ABl. L 95 vom 9.4.2009, S. 7. — Nicht von Bedeutung für den EWR.



zu dieser Forderung geführt hat, in kausalem Zusammenhang damit steht, dass eine Werkstatt einen 
bestimmten Instandsetzungs- oder Wartungsvorgang nicht korrekt ausgeführt oder minderwertige Er
satzteile verwendet hat, so hat dies keinen Einfluss darauf, ob seine mit Werkstätten geschlossenen 
Vereinbarungen mit den Wettbewerbsvorschriften vereinbar sind. 

Z u g a n g z u d e n N e t z e n z u g e l a s s e n e r W e r k s t ä t t e n 

70. Der Wettbewerb zwischen den zugelassenen und den unabhängigen Werkstätten ist nicht die einzige 
Form des Wettbewerbs, die bei der Prüfung der Vereinbarkeit der mit zugelassenen Werkstätten ge
schlossenen Vereinbarungen mit Artikel 53 des EWR-Abkommens zu berücksichtigen ist. Die betei
ligten Unternehmen sollten auch prüfen, inwieweit die zugelassenen Werkstätten innerhalb des jewei
ligen Netzes in der Lage sind, miteinander in Wettbewerb zu treten. Die Intensität eines derartigen 
Wettbewerbs wird ganz entscheidend durch die Bedingungen für den Zugang zu dem Netz bestimmt, 
die durch die mit den zugelassenen Werkstätten geschlossenen Standardvereinbarungen festgelegt wer
den. Angesichts der generell starken Marktposition von Netzen zugelassener Werkstätten, ihrer beson
deren Bedeutung für die Halter neuerer Kraftfahrzeuge und der Tatsache, dass die Verbraucher nicht 
bereit sind, für Instandsetzungen lange Wege in Kauf zu nehmen, erachtet die EFTA-Überwachungs
behörde es als wichtig, dass der Zugang zu den Netzen zugelassener Werkstätten im Allgemeinen allen 
Unternehmen offen steht, die bestimmte Qualitätskriterien erfüllen. Die Anwendung quantitativer Kri
terien bei der Auswahl der Bewerber würde wahrscheinlich dazu führen, dass die Vereinbarung unter 
Artikel 53 Absatz 1 des EWR-Abkommens fällt. 

71. Ein Sonderfall liegt vor, wenn zugelassene Werkstätten mit der Vereinbarung auch zum Verkauf von 
Neuwagen verpflichtet werden. Derartige Vereinbarungen würden wahrscheinlich von Artikel 53 Absatz 
1 des EWR-Abkommens erfasst, da die genannte Verpflichtung nicht durch die Art der Vertragsdienst
leistungen bedingt ist. Ferner kämen Vereinbarungen, die eine derartige Verpflichtung enthalten, bei 
einer etablierten Marke in der Regel nicht für die Ausnahmeregelung nach Artikel 53 Absatz 3 des 
EWR-Abkommens in Betracht, da sie eine starke Beschränkung des Zugangs zum Netz der zugelassenen 
Werkstätten zur Folge hätten und damit den Wettbewerb einschränken würden, ohne dass die Ver
braucher einen gleichwertigen Nutzen daraus zögen. In bestimmten Fällen könnte ein Anbieter, der eine 
Marke auf einem bestimmten geografischen Markt einführen möchte, jedoch zunächst Schwierigkeiten 
haben, Händler zu finden, die bereit sind, die erforderlichen Investitionen zu tätigen, es sei denn, sie 
könnten sicher sein, dass sie nicht zu „eigenständigen“ zugelassenen Werkstätten im Wettbewerb 
stehen, die versuchen, von diesen anfänglichen Investitionen zu profitieren. Unter diesen Umständen 
würde die vertragliche Verknüpfung der beiden Tätigkeiten für einen beschränkten Zeitraum den Wett
bewerb auf dem Markt für den Verkauf von Kraftfahrzeugen fördern, da sie die Einführung einer neuen 
Marke ermöglicht; auf den potenziellen markenspezifischen Markt für Instandsetzung würde sich eine 
derartige Verknüpfung nicht negativ auswirken, da es ihn bei Nichtverkauf der Kraftfahrzeuge überhaupt 
nicht gäbe. Es wäre daher unwahrscheinlich, dass die fraglichen Vereinbarungen unter Artikel 53 Absatz 
1 des EWR-Abkommens fallen würden.
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Angaben der EFTA-Staaten über staatliche Beihilfen, die gemäß dem in Anhang XV Ziffer 1 j EWR- 
Abkommen aufgeführten Rechtsakt (Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission zur Erklärung 
der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt in Anwendung 
der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags (allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung)) gewährt 

werden 

(2012/C 307/04) 

TEIL I 

Beihilfe Nr. AGVO 8/12/REG 

EFTA-Staat Norwegen 

Region Name der Region (NUTS) Für Regionalbeihilfen in Frage kommende 
Gebiete 

Bewilligungsbehörde Bezeichnung Husbanken 

Anschrift Postboks 1404 
8002 Bodø 
NORWAY 

Website http://www.husbanken.no 

Bezeichnung der Beihilfemaßnahme Regionales Wohnungsbauprogramm 

Einzelstaatliche Rechtsgrundlage 
(Fundstelle der amtlichen Veröffent
lichung im EFTA-Staat) 

FOR-2012-04-13-311 

Weblink zum vollständigen Wortlaut 
der Beihilfemaßnahme 

http://www.husbanken.no 

Art der Maßnahme Regelung X 

Laufzeit Regelung 14.4.2012-1.1.2015 

Betroffene Wirtschaftszweige Alle für Beihilfen in Frage kom
menden Wirtschaftszweige 

X 

Beschränkt auf bestimmte Wirt
schaftszweige — Bitte nach 
NACE Rev. 2 angeben. 

Art des Begünstigten KMU X 

Mittelausstattung Nach der Regelung vorgesehene 
jährliche Gesamtmittelausstattung 

20 Mio. NOK 

Beihilfeinstrument (Art. 5) Finanzhilfe X 

TEIL II 

Allgemeine Ziele (Liste) Ziele (Liste) 
Beihilfehöchstintensität in % 
oder Beihilfehöchstbetrag in 

NOK 
KMU-Aufschläge in % 

Regionale Investitions- und 
Beschäftigungsbeihilfen (Art. 13) 

Regelung 15 % 

Ad-hoc-Beihilfen (Artikel 13 
Absatz 1) 

… %
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Bekanntmachung der EFTA-Überwachungsbehörde gemäß Artikel 17 Absatz 5 der Verordnung (EG) 
Nr. 1008/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über gemeinsame Vorschriften für die 

Durchführung von Luftverkehrsdiensten in der Gemeinschaft 

Ausschreibung für die Durchführung von Linienflugdiensten aufgrund gemeinwirtschaftlicher 
Verpflichtungen in Finnmark und Nord-Troms 

(2012/C 307/05) 

Mitgliedstaat Norwegen 

Flugstrecken Streckenbereich 1: Strecken von und nach Kirkenes, Vadsø, 
Båtsfjord, Berlevåg, Mehamn, Honningsvåg, Hammerfest 
und Alta 

Streckenbereich 2: Hasvik-Tromsø, Hasvik-Hammerfest, 
Sørkjosen-Tromsø 

Laufzeit der Verträge 1. April 2013 bis 31. März 2017 

Frist für die Angebotsabgabe 11.12.2012 

Anschrift, bei der der Text der Ausschreibung und sonstige 
Informationen und/oder Unterlagen im Zusammenhang 
mit der öffentlichen Ausschreibung und der gemeinwirt
schaftlichen Verpflichtung angefordert werden können 

Ministry of Transport and Communications 
PO Box 8010 Dep 
0030 Oslo 
NORWAY 

Tel. +47 22248353 
Fax +47 22245609 

http://www.regjeringen.no/en/dep/sd/Documents/Other- 
documents/Tenders.html
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Bekanntmachung der EFTA-Überwachungsbehörde gemäß Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1008/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über gemeinsame Vorschriften für die 

Durchführung von Luftverkehrsdiensten in der Gemeinschaft 

Auferlegung von Gemeinwohlverpflichtungen im Linienflugverkehr auf Strecken in der Finnmark 
und in Nord-Troms 

(2012/C 307/06) 

Mitgliedstaat Norwegen 

Flugstrecke Streckenbereich 1: Strecken zwischen Kirkenes, Vadsø, 
Båtsfjord, Berlevåg, Mehamn, Honningsvåg, Hammerfest 
und Alta 

Streckenbereich 2: Hasvik-Tromsø, Hasvik-Hammerfest, 
Sørkjosen-Tromsø (jeweils beide Richtungen) 

Datum des Inkrafttretens der gemeinwirtschaftlichen Ver
pflichtungen 

1. April 2013 

Anschrift, bei der der Text und andere einschlägige Infor
mationen und/oder Unterlagen im Zusammenhang mit den 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen unentgeltlich ange
fordert werden können 

Ministerium für Verkehr und Kommunikation 
PO Box 8010 Dep 
0030 Oslo 
NORWAY 

Tel. +47 22248353 
Fax +47 22245609 

http://www.regjeringen.no/en/dep/sd/Documents/Other- 
documents/Tenders.html
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V 

(Bekanntmachungen) 

VERWALTUNGSVERFAHREN 

EUROPÄISCHES AMT FÜR PERSONALAUSWAHL (EPSO) 

BEKANNTMACHUNG EINES ALLGEMEINEN AUSWAHLVERFAHRENS 

(2012/C 307/07) 

Das Europäische Amt für Personalauswahl (EPSO) führt das folgende allgemeine Auswahlverfahren durch: 

EPSO/AST/122/12 — Korrektoren/Sprachprüfer (AST 3) kroatischer Sprache (HR) 

Die Bekanntmachung des Auswahlverfahrens wird ausschließlich in deutscher, englischer und französischer 
Sprache im Amtsblatt C 307 A vom 11. Oktober 2012 veröffentlicht. 

Weitere Informationen finden sich auf der EPSO-Website: http://blogs.ec.europa.eu/eu-careers.info/
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GERICHTSVERFAHREN 

EFTA-GERICHTSHOF 

URTEIL DES GERICHTSHOFS 

vom 15. Dezember 2011 

in der Rechtssache E-1/11 

Dr A 

(Freier Personenverkehr — Richtlinie 2005/36/EG — Anerkennung von Berufsqualifikationen — Schutz der 
öffentlichen Gesundheit — Nichtdiskriminierung — Verhältnismäßigkeit) 

(2012/C 307/08) 

In der Rechtssache Dr A — Anrufung des Gerichtshofs gemäß Artikel 34 des Abkommens der EFTA-Staaten 
über die Errichtung einer EFTA-Überwachungsbehörde und eines EFTA-Gerichtshofs durch Statens helse
personellnemnd (Norwegische Beschwerdeinstanz für Gesundheitsberufe) betreffend die Auslegung der 
Richtlinie 2005/36/EG und anderer EWR-Rechtsvorschriften — erließ der Gerichtshof, bestehend aus 
dem Präsidenten Carl Baudenbacher sowie den Richtern Per Christiansen und Páll Hreinsson (Berichterstat
ter), am 15. Dezember 2011 ein Urteil mit folgendem Tenor: 

— Grundsätzlich ist es den Behörden von EWR-Staaten aufgrund der Richtlinie 2005/36/EG verboten, 
nationale Vorschriften anzuwenden, nach denen aus anderen EWR-Staaten zugewanderten Antragstel
lern, die die Anforderungen der Richtlinie über die Anerkennung von Berufsqualifikationen erfüllen, die 
Zulassung als Arzt verweigert werden kann. 

— Ein EWR-Staat kann jedoch eine Zulassung davon abhängig machen, ob der jeweilige Antragsteller über 
die zur Berufsausübung in seinem Hoheitsgebiet erforderlichen Sprachkenntnisse verfügt. 

— Zudem kann ein EWR-Staat aufgrund von Informationen über die persönliche Eignung eines zugewan
derten Arztes hinsichtlich anderer beruflicher Qualifikationen als Sprachkenntnisse wie im vorliegenden 
Fall eine Zulassung als Arzt aussetzen oder entziehen, sofern die angewandten Kriterien sachlich gerecht
fertigt und verhältnismäßig sind, um das Ziel des Schutzes der öffentlichen Gesundheit zu erreichen, und 
sofern dieselben Informationen bei einem aus dem betreffenden Staat stammenden Arzt ebenfalls die 
Aussetzung oder den Entzug der Zulassung zur Folge hätten. Falls den zuständigen Behörden zum 
Zeitpunkt der Beurteilung derartige Gründe für eine Aussetzung oder einen Entzug vorliegen, kann 
die Zulassung verweigert werden.
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URTEIL DES GERICHTSHOFS 

vom 30. März 2012 

in den verbundenen Rechtssachen E-17/10 und E-6/11 

Fürstentum Liechtenstein und VTM Fundmanagement AG gegen EFTA-Überwachungsbehörde 

(Klage auf Nichtigerklärung eines Beschlusses der EFTA-Überwachungsbehörde — Staatliche Beihilfe — Besondere 
Steuervorschriften für Investmentgesellschaften — Selektivität — Bestehende und neue Beihilfe — Rückforderung — 

Berechtigte Erwartungen — Rechtssicherheit — Begründungspflicht) 

(2012/C 307/09) 

In den verbundenen Rechtssachen E-17/10 und E-6/11 Fürstentum Liechtenstein und VTM Fundmanage
ment AG gegen EFTA-Überwachungsbehörde — KLAGE auf Nichtigerklärung des Beschlusses Nr. 
416/10/KOL vom 3. November 2010 zur Besteuerung von Investmentfirmen nach dem Liechtensteinischen 
Steuergesetz — erließ der Gerichtshof, bestehend aus dem Präsidenten Carl Baudenbacher sowie den 
Richtern Per Christiansen und Páll Hreinsson (Berichterstatter), am 30. März 2012 ein Urteil mit folgendem 
Tenor: 

Der Gerichtshof stellt fest: 

1. Die Klagen werden abgewiesen. 

2. Die Verfahrenskosten werden den Klägern auferlegt.
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URTEIL DES GERICHTSHOFS 

vom 30. März 2012 

in der Rechtssache E-7/11 

Grund, elli- og hjúkrunarheimili gegen die isländische Arzneimittelagentur (Lyfjastofnun) 

(Richtlinie 2001/83/EG — Freier Warenverkehr — Pharmazeutische Erzeugnisse — Parallelimport — 
Kontrollberichte — Schutz der öffentlichen Gesundheit — Begründung — Sprachliche Anforderungen für 

Etikettierung und Packungsbeilagen) 

(2012/C 307/10) 

In der Rechtssache E-7/11 Grund, elli- og hjúkrunarheimili gegen die isländische Arzneimittelagentur 
(Lyfjastofnun) — ANRUFUNG des Gerichtshofs gemäß Artikel 34 des Abkommens der EFTA-Staaten 
über die Errichtung einer EFTA-Überwachungsbehörde und eines EFTA-Gerichtshofs durch Héraðsdómur 
Reykjavíkur (Bezirksgericht Reykjavik) wegen der Auslegung der Richtlinie 2001/83/EG sowie der Artikel 11 
und 13 des EWR-Abkommens — erließ der Gerichtshof, bestehend aus dem Präsidenten Carl Baudenbacher 
sowie den Richtern Per Christiansen (Berichterstatter) und Páll Hreinsson, am 30. März 2012 ein Urteil mit 
folgendem Tenor: 

1. Die nationalen Behörden können den Import von Arzneimitteln aus Norwegen, die über eine nationale 
Genehmigung für das Inverkehrbringen in Norwegen verfügen und die mit Erzeugnissen, die über eine 
nationale Genehmigung für das Inverkehrbringen in Island verfügen, identisch sind oder ihnen im 
Wesentlichen entsprechen, durch eine Einrichtung des Gesundheitswesens wie die Klägerin zur Verabrei
chung an ihre Pflegepatienten von der Erteilung einer Lizenz für den Parallelimport abhängig machen. 

Eine solche Lizenz ist nach einem Prüfverfahren auszustellen, das auf die Kontrolle beschränkt ist, ob im 
exportierenden EWR-Staat eine gültige Genehmigung für das Inverkehrbringen der betreffenden Erzeug
nisse vorliegt und ob das Erzeugnis mit Erzeugnissen, die über eine Genehmigung für das Inverkehr
bringen im importierenden EWR-Staat verfügen, identisch ist oder diesen im Wesentlichen entspricht. 

In diesem Zusammenhang können die nationalen Behörden von Parallelimporteuren wie der Klägerin 
nicht verlangen, Herstellungskontrollberichte vorzulegen. Eine solche Praxis kann nicht nach Artikel 13 
EWR gerechtfertigt werden. 

2. Wenn ein Arzneimittel nicht direkt an den Patienten abgegeben werden soll, wird das Recht der zu
ständigen Behörden, Ausnahmen nach Artikel 63 Absatz 3 der Richtlinie 2001/83/EG zu gestatten, 
durch die allgemeinen Grundsätze des EWR-Rechts beschränkt. Der Ermessensspielraum darf nicht in 
einer unverhältnismäßigen, willkürlichen oder missbräuchlichen, d. h. insbesondere einer protektionisti
schen, Art und Weise ausgeübt werden.
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URTEIL DES GERICHTSHOFS 

vom 18. April 2012 

in der Rechtssache E-15/10 

Posten Norge AS gegen EFTA-Überwachungsbehörde 

(Klage auf Nichtigerklärung eines Beschlusses der EFTA-Überwachungsbehörde — Wettbewerb — Missbrauch einer 
beherrschenden Stellung — Markt für Paketdienste von Geschäftskunden zu Privatkunden (BtC-Paketdienste) mit 
Zustellung am Postschalter — Vertriebsnetz — Ausschließlichkeitsvereinbarungen — Verhalten, das den 

Wettbewerb auf dem Markt ausschalten kann — Begründung — Dauer der Zuwiderhandlung — Geldbuße) 

(2012/C 307/11) 

In der Rechtssache E-15/10 Posten Norge AS gegen EFTA-Überwachungsbehörde — Klage auf Nichtig
erklärung des Beschlusses Nr. 322/10/KOL vom 14. Juli 2010 in einem Verfahren nach Artikel 54 EWR- 
Abkommen (Rechtssache Nr. 34250 Posten Norge/Privpak) sowie hilfsweise auf Nichtigerklärung oder 
Herabsetzung der dem Kläger mit diesem Beschluss auferlegten Geldbuße — erließ der Gerichtshof, beste
hend aus dem Präsidenten Carl Baudenbacher (Berichterstatter) sowie den Richtern Per Christiansen und Páll 
Hreinsson, am 18. April 2012 ein Urteil mit folgendem Tenor: 

Der Gerichtshof stellt fest: 

1. Die durch Artikel 2 des Beschlusses Nr. 322/10/KOL vom 14. Juli 2010 in einem Verfahren nach 
Artikel 54 EWR-Abkommen (Rechtssache Nr. 34250 Posten Norge/Privpak) gegen Posten Norge ver
hängte Geldbuße wird auf 11 112 000 EUR festgesetzt. 

2. Im Übrigen wird die Klage zurückgewiesen. 

3. Posten Norge trägt die eigenen Kosten, 75 % der Kosten von ESA sowie die Kosten von Schenker North 
AB, Schenker Privpak AB und Schenker Privpak AS. 

4. ESA trägt die restlichen eigenen Kosten.
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VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER GEMEINSAMEN HANDELSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Bekanntmachung des Auslaufens bestimmter Antidumpingmaßnahmen 

(2012/C 307/12) 

Nach der Veröffentlichung der Bekanntmachung des bevorstehenden Außerkrafttretens der nachstehend 
genannten Antidumpingmaßnahme ( 1 ) ging kein ordnungsgemäß begründeter Antrag auf Überprüfung 
ein; daher gibt die Kommission bekannt, dass diese Maßnahme in Kürze außer Kraft tritt. 

Diese Bekanntmachung wird nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates über 
den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern ( 2 ) 
veröffentlicht. 

Ware Ursprungs- oder 
Ausfuhrländer Maßnahmen Rechtsgrundlage Tag des 

Außerkrafttretens ( 1 ) 

Peroxosulfate 
(Persulfate) 

Taiwan 

Vereinigte Staaten 
von Amerika 

Antidumpingzoll Verordnung (EG) Nr. 1184/2007 des 
Rates (ABl. L 265 vom 11.10.2007, 
S. 1) 

12.10.2012 

( 1 ) Die Maßnahme tritt an dem in dieser Spalte angeführten Tag um Mitternacht außer Kraft.
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